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Die Selbstdemontage der 
Verteidigung Zschäpe 


Umgruppierungen ganz 
rechts 

Köln/Düsseldorf. Markus Wiener, 
Stadtrat und stellvertretender Vorsitzen¬ 
der der „Bürgerbewegung PRO KÖLN“, 
ist nun NRW-Landesbeauftragter der 
„Bürgerbewegung pro Deutschland“. Bis 
spätestens im Herbst will man nun einen 
„voll handlungsfähigen Landesverband“ 
der „Bürgerbewegung pro Deutschland“ 
in NRW gründen. Dabei hofft man auf 
weitere Umsteiger von der „Bürgerbewe¬ 
gung pro NRW“. 

Profitiert von den Auseinandersetzun¬ 
gen in den „Pro“-Gruppierungen haben 
die längst totgesagten „Republikaner“. In 
Köln wird mit Kevin Krieger ein Vertreter 
der „Republikaner“ zur Oberbürgermeis¬ 
ter-Wahl im September kandidieren. 
Kreisvorsitzender Weber kündigte zudem 
Kundgebungen gegen die „verfehlte 
Asylpolitik“ in „jedem Stadtbezirk von 
Köln“ an. In Düsseldorf hatten die so ge¬ 
nannten „Republikaner“ bereits am 13. 
Juli eine Kundgebung gegen die Unter¬ 
bringung von Flüchtlingen durchgeführt. 
„Rund 120 Bürger“ sollen - nach eigenen 
Angaben - daran teilgenommen haben. 
„Über 50 teilnahmewillige Personen“ sei¬ 
en auf Grund der antifaschistischen Ge¬ 
genproteste am Zugang gehindert wor¬ 
den, heißt es auf der Intemetseite der 
„Republikaner“. hma ■ 

IfS-Sommerakademie in 
Schnellroda 

Schnellroda. Die neurechte Denkfa¬ 
brik „Institut für Staatspolitik“ (IfS) führt 
vom 28. bis 30. August ihre „16. Som¬ 
merakademie“ im Rittergut Schnellroda 
bei Steigra durch. Unter dem Thema 
„Machbarkeit“ werden als Referenten 
u.a. Götz Kubitschek, Dr. Michael Rie- 
ger, Martin Sellner, Martin Lichtmesz, 
Lutz Meyer und Prof. Dr. Karl Albrecht 
Schachtschneider angekündigt. In der 
August-Ausgabe der einschlägig rechten 
Monatszeitschrift „ZUERST!“ darf übri¬ 
gens IfS-Geschäftsführer Dr. Erik Leh- 
nert seine Meinung zur Veränderung un¬ 
seres Alltags durch „Masseneinwande¬ 
rung“ äußern. hma ■ 


Aus dem Inhalt: 

Le Pen gewinnt drei 
Prozesse gegen den FN S. 7 


Der 219. Verhandlungstag im NSU-Pro¬ 
zess am 20.7. in München begann mit 
dem Antrag der bisherigen Verteidigung 
Zschäpe auf Entpflichtung. Sie seien kei¬ 
ne Sicherungsverteidiger und könnten 
der Angeklagten keine optimale Verteidi¬ 
gung zuteil werden lassen. Düster orakel¬ 
te Rechtsanwalt Heer weiter: „Ich habe 
Sie, Herr Vorsitzender, mehrfach davor 
gewarnt, dass solche Bedingungen eintre- 
ten werden und der ungestörte Fortgang 
des Verfahrens gefährdet sein wird. Diese 
Warnungen haben Sie in den Wind ge¬ 
schlagen.“ 


Allerdings weigerten sich die Verteidi¬ 
gerin, ihre Gründe für den angeblichen 
Vertrauensverlust konkret darzulegen. Sie 
versicherten „anwaltlich“, dass solche 
Gründe existieren. Der eher hastig formu¬ 
lierte Antrag (Rechtsanwältin Sturm und 
Rechtsanwalt Stahl schlossen sich dem 
Antrag handschriftlich an), schien zu¬ 
nächst fast eine Reaktion auf den nicht 
gerade schmeichelhaften Artikel bei 
faz.net zu sein, der eine Stunde vor dem 
Antrag erschienen war. 

Jeder fragte sich vor allem, warum die¬ 
selben Verteidiger vor vier Wochen dem 
Entpflichtungsantrag der Angeklagten 
Zschäpe vehement entgegengetreten wa¬ 
ren. Eine Entpflichtung wäre damals ein¬ 
facher gewesen, zumindest für Frau 
Sturm. 

Wir hatten dazu kürzlich geschrieben: 
„Selbstverständlich sollte aber eigentlich 
folgende Reaktion sein: Frau Sturm kann 


pauschal erklären, dass die Angaben von 
Frau Zschäpe unzutreffend sind. Im Inte¬ 
resse ihrer Selbstachtung müsste man al¬ 
lerdings erwarten, dass sie gleichzeitig 
dem Gericht ihre Entpflichtung anbietet, 
falls das Gericht damit einverstanden ist 
und z. B. ein anderer dritter Verteidiger 
bereit ist, in das Verfahren einzutreten. 
Sich stattdessen in den Clinch mit der 
Mandantin zu begeben und Gefahr zu lau¬ 
fen, dass dieser von der Mandantin teil¬ 
weise öffentlich ausgetragen wird, müss¬ 
ten an sich schon genügend Gründe sein, 
um aus dem Verfahren auszusteigen.“ 


Bis auf Frau Zschäpe sprachen sich alle 
anderen Beteiligten, die das Wort ergrif¬ 
fen, gegen die Entpflichtung aus (die zu 
einem Platzen des Prozesses geführt hät¬ 
te). Von Seiten der Nebenklage wurde 
hervorgehoben, dass es endlich in der Sa¬ 
che vorangehen müsse und sich der Pro¬ 
zess nicht nur um die Befindlichkeit von 
Frau Zschäpe und ihren Verteidigern dre¬ 
hen kann. Der Rest des Tages quälte sich 
dann bis 15:30 hin, als der Antrag auf 
Entpflichtung abgelehnt wurde. 

Der Eiertanz um die Heer'schen 
Warnungen 

Zwischendrin gab es eine Diskussion um 
die orakelhaften Andeutungen im Antrag 
Heer. Ca. fünfmal forderte der Vorsitzen¬ 
de RA Heer auf zu erklären, was er unter 
den „Warnungen“ verstanden habe. RA 
Heer teilte lediglich mit, der Vorsitzende 
habe ein gutes Gedächnis und wisse, wo- 
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meldungen, aktionen 


Erneut rechte Hooligan- 
Demo in Köln geplant 

Für den 25. Oktober ist anlässlich des 
„Jahrestages“ der gewalttätigen HoGe- 
Sa-Demonstration in Köln erneut eine 
Veranstaltung angekündigt. Als Anmel¬ 
der fungiert, wie schon 2014, Dominik 
Roeseier. Roeseier ist Mitglied bei „pro 
NRW“ und war bis vor kurzem Presse¬ 
sprecher von „Gemeinsam Stark 
Deutschland“ (GSD), einer Organisation, 
die sich nach internen Konflikten von 
den „Hooligans gegen Salafisten“ (Ho- 
GeSa) abgespalten hatte. Von diesem 
Amt ist er inzwischen entbunden wor¬ 
den. „Mediale Aufmerksamkeit ist zwar 
wichtig, jedoch lassen wir uns nicht für 
politische Zwecke ,benutzen'“, lässt 
GSD verlautbaren, nachdem die Anmel¬ 
dung in den Kölner Medien Mitte Juni 
publik geworden war. 

Und auch andere rechte Hooligan-Verei¬ 
nigungen haben sich von Roeseier und der 
für den Oktober geplanten Demonstration 
in Köln distanziert. Neben GSD und Ho- 
GeSa zeichnete das „Bündnis Deutscher 
Hooligans“ (B.D.H) und die „Berserker 
Deutschland“ für eine Mitteilung verant¬ 
wortlich, in der es heißt, dass die Anmel¬ 
dung „so nicht abgesprochen“ gewesen 
sei. Trotzdem wolle man eine gemeinsame 
Demonstration veranstalten. Die vier 
Gruppen würden nun „zusammengeführt 
werden und für die Zukunft vereint und 
gemeinsam auf die Straße gehen“. 

„Offenbar herrschte in rechten Hool- 
Kreisen die Sorge vor, durch Roeseier für 
die rechtspopulistische Regionalpartei 
,pro NRW‘ instrumentalisiert zu wer¬ 
den“, mutmaßt der „blick nach rechts“. 

Quelle: Newsletter Juli-August 
ibs Köln ■ 

Am rechten Rand 

964 rechts motivierte Straftaten im Re¬ 
gierungsbezirk Köln im Jahre 2014 - 
3.286 Straftaten der Kategorie „politisch 
motivierte Kriminalität - Rechts“ zählt 
das nordrhein-westfälische Innenministe¬ 
rium für das Jahr 2014. Seit 2011 wird 
die Statistik regelmäßig durch die Partei 
der GRÜNEN im Landtag abgefragt. 
Nachdem die Zahlen im ersten Halbjahr 
2014 zurückgingen, kam es in der zwei¬ 
ten Jahreshälfte zu einem massiven An¬ 
stieg, sodass die Straftaten auf einem 
neuen Höchststand angelangt sind (2012: 
3.024,2013:3.085). 

Ein Teil des Anstiegs hegt an der hohen 
Anzahl von Straftaten, die im Zusam¬ 
menhang mit der HoGeSa-Demonstration 
im Oktober 2014 in Köln verübt worden 
sind. Zu diesem Anlass waren Rechtsex¬ 
treme und Hooligans aus ganz Deutsch¬ 
land angereist. Doch auch wenn man die 
175 Delikte dieser Einzelaktion abzieht, 


bleibt die Gesamtzahl über der der Vor¬ 
jahre. In dieser Statistik enthalten sind je¬ 
doch nur die Fälle, die angezeigt wurden 
bzw. in denen die Polizei Ermittlungen 
aufgenommen hat und die auch tatsäch¬ 
lich als „rechts motiviert“ eingestuft wur¬ 
den. Die Dunkelziffer, so die GRÜNEN- 
Abgeordnete Verena Schäffer, könnte bis 
zu einem Drittel höher hegen. 

Unter den Gewalttaten hegen erneut 
die Körperverletzungsdelikte mit 332 
(2013: 164) an der Spitze. Auch hier er¬ 
klären die HoGeSa-Ausschreitungen ei¬ 
nen Teil des massiven Anstiegs. 

Von den 3.286 registrierten Straftaten 
entfallen 964, also fast ein Drittel, auf den 
Regierungsbezirk Köln. Die Stadt Köln 
hegt mit 413 Straftaten erstmals an der 
Spitze in NRW. Abzüglich der HoGeSa- 
Delikte würde Köln mit 238 Straftaten 
nach Dortmund mit 269 auf Platz 2 lan¬ 
den. Während es in Aachen zu einem 
leichten Rückgang gekommen ist 68 
(2013: 72), sind die Straftaten in Bonn 
mit 56 (2013: 48) und Leverkusen mit 14 
(2013: 8) wieder gestiegen. 

Unter den Kreisen weist die Städteregi¬ 
on Aachen mit 79 die höchste Zahl auf, 
hier stechen die Städte Eschweiler mit 20 
und Stolberg mit 17 Straftaten besonders 
hervor. An zweiter Stelle hegt der Rhein- 
Sieg-Kreis mit 69 Straftaten, es folgt der 
Rhein-Erft-Kreis mit 63 und gleichauf die 
Kreise Düren - davon 24 aus Düren und 
18 aus Jülich-und Heinsberg mit jeweils 
57 Straftaten. Für den Oberbergischen 
Kreis werden 35 Straftaten aufgeführt, für 
den Kreis Euskirchen 35 sowie für den 
Rheinisch-Bergischen Kreis 21. 

Neben den rechts motivierten Strafta¬ 
ten werden auch solche mit einem antise¬ 
mitischen Hintergrund gesondert erfasst. 
Hier werden für NRW insgesamt 351 
Straftaten aufgeführt (2013: 237), darun¬ 
ter 13 Gewalttaten. Die Statistik wird von 
der Stadt Düsseldorf mit 20 Delikten an¬ 
geführt, gefolgt von Köln mit 17 und 
Duisburg mit 14. Ein Anlass für den An¬ 
stieg in diesem Feld ist sicherlich der 
Gaza-Krieg vom Sommer 2014, der zu 
einer Vielzahl antisemitischer Taten führ¬ 
te. Anders als teilweise medial vermittelt, 
zeigt die Statistik hier jedoch, dass die 
große Mehrzahl der Straftaten einen ex¬ 
trem rechten Hintergrund hat, nämlich 
226. 98 Taten werden der Rubrik „PMK- 
Ausländer“ zugeordnet und dürften in 
den Bereich islamistischer oder nationa¬ 
listischer Gruppen fallen, wobei zu be¬ 
zweifeln ist, ob es sich tatsächlich immer 
um, Ausländer“ und nicht vielleicht auch 
deutsche Konvertiten handelt, (fe) 

Zahlen für den Regierungsbezirk 
Köln: 

Städte: Köln: 413, Aachen: 68, Bonn: 56, 
Leverkusen: 14 


Kreise: Städteregion Aachen: 79, Rhein- 
Sieg-Kreis: 69, Rhein-Erft-Kreis: 63, 
Kreis Heinsberg: 57, Kreis Düren: 57, 
Oberbergischer Kreis: 35, Kreis Euskir¬ 
chen: 32, Rheinisch-Bergischer-Kreis: 
21 , 

insgesamt 964 Straftaten. 

Quelle: Newsletter Juli-August 
ibs Köln 

Die Antwort des Innenministeriums 
NRW auf die Anfrage der GRÜNEN im 
Landtag NRW finden Sie hier: 
http://gruene-fraktion-nrw. 
de/fileadmin/user_upload/ltf/Bilder/The- 
men/Rech ts extrem ism us/PMK_Rech ts 
_und_ antisemitische_ 
Straftaten_2014_II. pdfW. 


Kein Aufmarsch von Nazi- 
Hooligans in Hamburg! 

Internationale Solidarität statt 
völkischem Patriotismus! 

Refugees welcome! 

Ein breites zivilgesellschaftliches 
Bündnis protestiert gegen den Nazi- 
Hooligan-Aufmarsch am 12.9.2015 




Über 50 Vertreterinnen und Vertreter aus 
Hamburger Gruppen, Initiativen, Ge¬ 
werkschaften und Parteien haben am 
Mittwoch dem 8. Juli auf einem ersten 
Treffen mit der Vorbereitung von Gegen¬ 
aktionen zu dem von Nazi-Hooligans an- 
ge meldeten 
Aufmarsch am 
12. September 
2015 begon¬ 
nen. 

Nazis, Hoo¬ 
ligans und an¬ 
dere Rassistln- 
nen wollen un¬ 
ter dem Motto „Tag der deutschen Patrio¬ 
ten“ durch Hamburgs Innenstadt mar¬ 
schieren. 

Inzwischen haben über 130 Hamburger 
Gruppen, Initiativen, Organisationen, Ge¬ 
werkschaften und Parteien - hamburgweit, 
deutschlandweit & international - den am 
8. Juli veröffentlichten Aufruf unterzeich¬ 
net sowie zahlreiche Einzelpersonen dem 
HBgR ihre Unterstützung kundgetan. 

Dieses Bündnis erklärt nachdrücklich, 
dass sie an dem Tag gegen den völkischen 
Aufmarsch demonstrieren, sich ihm ent¬ 
gegen stellen und ihre Solidarität mit Ge¬ 
flüchteten ausdrücken werden. 

Der Flugblattaufruf wird ab dem 12. 
August auch in gedruckter Form vorlie¬ 
gen und hamburgweit verteilt werden. 

Unterzeichnet werden kann der Aufruf 
bis zum 5. August beim Hamburger 
Bündnis gegen Rechts. Wir rechen damit, 
dass sich unseren Aktionen, wie in der 
Vergangenheit, Tausende von Menschen 
anschließen werden. 

Pressemitteilung des ,,Hamburger 
Bündnis ’gegen Rechts “ 
Hamburg 27. Juli 2015 ■ 
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rum es gehe (dass auch die anderen Be¬ 
teiligten dies wissen müssen, schien RA 
Heer nicht zu interessieren). Also ge¬ 
währte der Vorsitzende Götzl daraufhin 
rechtliches Gehör. Er verlas aus seinen 
Notizen über Gespräche mit den Vertei¬ 
digern. Danach hatten die Verteidiger vor 
allem Front gemacht gegen die Bestel¬ 
lung eines vierten Pflichtverteidigers, 
weil dies „nicht zur Beruhigung im Ver¬ 
hältnis zur Mandantin führen würde“ und 
weiter: „Zu Dritt hätten sie der Mandan¬ 
tin noch Grenzen aufgezeigt. Mit einem 
weiteren Verteidiger werde dies mögli¬ 
cherweise nicht mehr gehen.“ 

Mit einem Wort: vor der Bestellung 
des vierten Pfichtverteidigers boten sich 
die drei zur Sicherung des Verfahrens an, 
jetzt steht angeblich „meine Mitwirkung 
zur Sicherung des Strafverfahrens nicht 
im Vordergrund meiner anwaltlichen Be¬ 
rufsauffassung.“ (Antrag Heer) Frau 
Sturm, die jetzt ihre Entpflichtung bean¬ 
tragte, hatte nach den Notizen des Vorsit¬ 
zenden noch am 24.6.2015 erklärt, eine 
Entpflichtung werde sie auf Grund Ihrer 
Berufsauffassung nicht beantragen. 

Nachdem allerdings die Verteidigerin 
durch die Notizen des Vorsitzenden bloß 
gestellt waren, versicherten sie plötzlich, 
der Antrag auf Entpflichtung habe nichts 
mit der Bestellung eines vierten Verteidi¬ 
gers zu tun. Welche „Warnungen“ Herr 
Heer aber meinte, wenn nicht die vom 
Vorsitzenden eingeführten, erfuhren die 
Beteiligten auch nicht, auch nicht welche 
schwerwiegenden Änderungen in den 
letzten vier Wochen (außer der Bestel¬ 
lung eines vierten Pflichtverteidigers) es 
gegeben hat. 

Der Tiefpunkt: Streit um Sitzordnung 

Wer nun dachte mit dem Antrag der Ver¬ 
teidigung auf Entpflichtung ohne konkre¬ 


te Gründe sei der Tiefpunkt erreicht, sah 
sich allerdings getäuscht: Auf Antrag von 
RA Grasei verlas der Vorsitzende ein 
Schreiben von Frau Zschäpe, in dem die¬ 
se eine andere Sitzordnung forderte. RA 
Grasei solle direkt beim Gericht sitzen, 
anschließend die Angeklagte und dann 
die Altverteidiger in der Reihenfolge 
Heer, Stahl, Sturm. Frau Zschäpe be¬ 
hauptete, RA Heer sei nicht bereit, auf 
seinen angestammten Platz zu verzich¬ 
ten. Das wurde zwar in Abrede gestellt, 
aber auch nach der nächsten Pause war 
die Sitzordnung unverändert. Ginge es 
nicht um Mordtaten, so könnte man über 
solche Kindergartenstreitigkeiten fast 
noch lachen. Man darf auf den 220. Ver¬ 
handlungstag gespannt sein. Werden die 
Altverteidiger „freiwillig“ die Sitzord¬ 
nung ändern, oder muss wirklich der Vor¬ 
sitzende sie entsprechend anweisen. 

Nachtrag vom 21.7.2015: Zunächst be¬ 
gann der Tag mit der alten Sitzordnung. 
Als der Vorsitzende dann allerdings frag¬ 
te, ob die Verteidigung sich nicht einigen 
könne oder ob er entscheiden müsse, 
räumten die Altverteidigerln Ihre Plätze 
für Grasei und Zschäpe. 

Der „neue, unerfahrene" Verteidiger 

Dass Herr Grasei „unerfahren“ ist, wird 
immer hervorgehoben. Nur: Was hat die 
angebliche Erfahrung der Altverteidiger 
für Frau Zschäpe gebracht? Eine Strate¬ 
gie in der Verteidigung war nicht zu er¬ 
kennen, in prozessualen Auseinanderset¬ 
zungen mit dem Gericht blieb die Vertei¬ 
digung immer zweiter Sieger. Und das 
Verfahren hat eine Besonderheit, mit der 
sicherlich auch die Altverteidiger keine 
Erfahrung haben. Die Beweislage ist 
nicht etwa mit der Anklageerhebung ab¬ 
geschlossen. In „normalen“ Verfahren ist 
das Beweisergebnis am Ende des Verfah¬ 


rens meist dünner als am Anfang. Im 
NSU-Verfahren ermittelt das BKA weiter 
und manches weitere Indiz ist - auch auf 
Anregung von Nebenklagevertretern - 
im Verfahren aufgetaucht. Die Anklage 
steht heute also eher besser dar, als bei 
Beginn des Prozesses. 

Traut man den Zitaten aus Verteidiger¬ 
schreiben, die Frau Zschäpe veröffent¬ 
licht hat, dann sind die Verteidiger ihr 
ziemlich arrogant gegenübergetreten. 
Dass Herr Grasei Frau Zschäpe vielleicht 
ernst nimmt und sie nicht nur als lästiges 
Beiwerk einer Verteidigung in einem 
„Jahrhundertprozess“ betrachtet, mag 
ebenso zu der gelösteren Atmosphäre ge¬ 
führt haben, wie die Unterstützung von 
Frau Zschäpe bei den von ihr verfassten 
Briefen an das Gericht. Eine Verteidigung 
kann das aber nicht ersetzen. Das Pro¬ 
blem für jeden Verteidiger, ob alt oder 
neu, jung oder alt, erfahren oder unerfah¬ 
ren, ist vor allem, dass die Anklagevor¬ 
würfe bestätigt wurden und werden. Ge¬ 
gen die Wahrheit zu verteidigen, ist im¬ 
mer schwer. Auch für RA Grasei gilt, dass 
er seine Aufgabe freiwillig gewählt hat. 
Mitleid mit ihm ist genausowenig am 
Platze wie Mitleid mit Frau Zschäpe. 

Der Zeitpunkt, zu dem eine Aussage 
Frau Zschäpe tatsächlich noch etwas ge¬ 
bracht hätte, ist längst vorbei. Eine Aussa¬ 
ge hingegen, die den Angehörigen der 
Opfer erklärt, warum 10 Menschen ster¬ 
ben mussten und warum weitere Morde 
durch Bomben geplant waren, ist nicht zu 
erwarten. Frau Zschäpe ist auch weiter 
nur auf ihren Vorteil bedacht, die Opfer 
interessieren sie heute genausowenig wie 
vor 10 Jahren, und offenbar kann man 
auch „jung und unerfahren“ sein und 
trotzdem kein Problem mit einer solchen 
Haltung haben. 

Eberhard Reinecke ■ 


A m Mittwoch, den 19. August be¬ 
ginnt der Parlamentarische Unter¬ 
suchungsausschuss des NRW-Land- 
tags zum NSU-Komplex mit der Ver¬ 
nehmung von Zeug_innen. Der Ausschuss hat den Auftrag, unter 
anderem die Taten des NSU in NRW, also den Bombenanschlag 
in der Probsteigasse 2000/2001, den Nagelbombenanschlag in 
der Keupstraße 2004 und den Mord an Mehmet Kuba^ik 2006 in 
Dortmund zu untersuchen. Am 19. August wollen wir unserer 
Forderung nach rückhaltloser Aufklärung vor dem Landtag in di¬ 
rekter Nähe zur Ausschusssitzung Ausdruck verleihen. Genauso 
wollen wir unsere Solidarität mit den Betroffenen der NSU-Taten 
und rassistischer Gewalt im Allgemeinen zeigen und klar ma¬ 
chen: das Problem heißt Rassismus! 

Obwohl der Ausschuss bereits im November 2014 eingesetzt 
wurde, haben bislang nur mehrere Sachverständigenanhörungen 
stattgefünden, der Beginn der Beweisaufnahme musste bis nach 
der Sommerpause verschoben werden, da ein „sicherer“ Raum 
zur Lagerung als vertraulich oder geheim eingestufter Akten von 
Polizei und Inlandsgeheimdienst erst dann eingerichtet wurde. 
Jetzt beginnen endlich die Befragungen zu den Taten des NSU in 
NRW. An den ersten Terminen sind Zeug_innen zum Anschlag 
in der Probsteigasse geladen, u.a. Mathilde Koller, die damali¬ 
ge Präsidentin des Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV), die 


2012 eine Ähnlichkeit der Person, die 
die Bombe in dem Lebensmittelladen 
in der Probsteigasse deponiert hatte, 
mit einem bekannten Kölner Neona¬ 
zi feststellte. Eben dieser Neonazi, Johann H., war seit 1989 „ge¬ 
heimer Mitarbeiter“ des LfV NRW, was jedoch erst im Juni 2015 
bekannt wurde. Danach wird es um den Nagelbombenanschlag 
in der Keupstraße gehen. Hier werden hoffentlich die Ermittlun¬ 
gen, die sich gegen die Betroffenen des Anschlags und Ge¬ 
schäftsleute der Keupstraße richteten und als „Anschlag nach 
dem Anschlag“ empfunden wurden, eine große Rolle spielen. 
Wir wollen endlich wissen, wer in NRW den NSU unterstützte, 
wie die Tatorte in der Probsteigasse, in der Keupstraße und in 
Dortmund ausgewählt wurden, wie es sein konnte, dass im Zuge 
der Ermittlungen Opfer zu Täter_innen gemacht wurden und nie 
ein rassistisches Tatmotiv auch nur vermutet wurde. Und vor al¬ 
lem wollen wir, dass endlich Konsequenzen gezogen werden. 

Die Aktionen am 19.8. sind noch in Planung. Vielleicht werden 
wieder Akten geschreddert wie am 20. Januar in München, viel¬ 
leicht wird es wieder Musik geben, vielleicht kommt sogar ein 
Schiff mit unseren Forderungen über den Rhein zum Landtag. 
Wir freuen uns auf euch und eure Unterstützung! 

Initiative Keupstraße ist überall 
Nähere Infos: www.keupstrasse-ist-ueberall.de ■ 


19.8.2015: Auf nach Düsseldorf - 
Aufklärung jetzt! 
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Nach dem Lüneburger 
Auschwitzproress: Ende der 
Strafbefreiung für NS- 
Verbrecher? 

Wird nach dem Lüneburger Auschwitz¬ 
prozess nun endlich Schluss sein mit ei¬ 
ner Nachkriegsjustiz der selektiven Ab¬ 
urteilung und damit vielfachen Strafbe¬ 
freiung? Wird endlich dem Initiator des 
Frankfurter Auschwitz Prozesses, Fritz 
Bauer, gefolgt, der vergeblich verlangt 
hatte, die Mitwirkenden an der Mordma¬ 
schine zu bestrafen und nicht nur jene, 
denen man eine ganz bestimmte Tat 
nachweisen konnte? Und wird endlich 
die Unverjährbarkeit von Mord und Bei¬ 
hilfe zum Mord tatsächlich gültig - wie 
sie das Gesetz befiehlt - oder werden 
weiter Altersgrenzen gelten? Diese Fra¬ 
gen warf Ulrich Sander (Bundessprecher 
der VVN-BdA) in einem Zeitungskom¬ 
mentar auf. Er fährt fort: 

Es gibt viele solcher Fragen nach ei¬ 
nem Prozess wie dem in Lünbeurg. Denn 
erst kürzlich war vom Oberlandesgericht 
Köln ein Freispruch eines Mörders er¬ 
folgt, der als SS-Mann an dem Massen¬ 
mord an der Bevölkerung von Oradour- 
sur-Glane teilnahm. Opferverbände ha¬ 
ben jetzt erneut betont: Jeder, der in der 
Mordmaschinerie seinen Platz einnahm, 
sollte wegen Mord und Beihilfe dazu ver¬ 
urteilt werden. Das erfordert nicht nur die 
Bestrafung von SS-Leuten aus Konzen¬ 
trationslagern und ihren Helfern, sondern 
auch der Mitwirkenden an der Mordma¬ 
schinerie der Wehrmacht, wie sie in sow¬ 
jetischen, griechischen und italienischen 
Städten und Dörfern unbeschreiblich 
grausam herrschte. 

Mit den Verurteilungen der Wachmän¬ 
ner von Sobibor und Auschwitz, Demjan- 
juk und Gröning, ist es nicht getan. Wenn 
Kriegsverbrecher nach 1945 wieder Sol¬ 
daten wurden, waren sie von Strafe be¬ 
freit. Die Gebirgsjäger aus Wehrmacht 
und Bundeswehr waren faktisch vor Stra¬ 
fe geschützt, obwohl sie an Massakern 
teilgenommen haben. Der in Frankreich 
zum Tode verurteilte General Karl-Theo¬ 
dor Molinari stieg auch in der Bundes¬ 
wehr auf, musste erst zurücktreten, weil 
er wegen eines Haftbefehls nicht mehr ins 
Ausland reisen konnte. Er wurde dann 
CDU-Politiker und Gründer des Bundes¬ 
wehrverbandes, dessen Bildungswerk 
noch immer den Namen „Karl-Theodor 
Molinari“ trägt. 

Zudem muss die Praxis der deutschen 
Justiz, Verbrechen alter und neuer Nazis 
nicht mehr zu verfolgen, wenn der Haupt¬ 
täter verstorben ist und überhaupt stets 
von Einzeltätern auszugehen und mörde¬ 
rische Netzwerke etc. (wie im Falle NSU) 
auszublenden, mit dem Urteil im Lüne¬ 
burger Auschwitzprozess endgültig in 
Frage gestellt werden. 

Ulrich Sander 
Bundessprecher der VVN-BdA ■ 


Rechtes Bündnis meldet 
Großdemo in Leipzig an 

„Widerstand Ost/West" will im Sep¬ 
tember mit 5000 Teilnehmern um den 
gesamten Innenstadtring ziehen 

Ein rechtes Bündnis hat für Herbst eine 
bundesweite Großdemonstration in Leip¬ 
zig angemeldet. Nach LVZ-Informatio- 
nen liegt der Versammlungsbehörde be¬ 
reits ein entsprechender Schriftsatz der 
Organisatoren vor. Mit rund 5000 Teil¬ 
nehmern will die Initiative „Widerstand 
Ost/West“, ein Ableger von Pegida, am 
Sonnabend, 26. September, um den ge¬ 
samten Innenstadtring ziehen. 

Wie das Ordnungsamt der Stadt auf 
Anfrage mitteilte, wurde die Versamm¬ 
lung am 22. Juni von den Veranstaltern 
angezeigt. Geplant ist demnach ein Auf¬ 
zug in der Zeit von 15 bis 19 Uhr. Dieser 
soll ab Augustusplatz, Richard-Wagner- 
Platz oder Simsonplatz um den gesamten 
Innenstadtring entgegengesetzt dem Uhr¬ 
zeigersinn führen. Genaue Abstimmun¬ 
gen und Kooperationsgespräche sind aber 
noch nicht erfolgt. Gemessen an den zahl¬ 
reichen Protesten gegen Legida dürfte 
auch die Versammlung des „Widerstands 
Ost/West“ einige Gegner mobilisieren. 

Hinter dem Bündnis, das mit den Vor¬ 
ständen der Gida-Bewegungen zusam¬ 
menarbeitet, stecken teilweise alte Be¬ 
kannte. Auf dessen Facebook-Seite tritt 
namentlich unter anderem Silvio Rösler 
in Erscheinung, der bis vor Kurzem dem 
islamfeindlichen Bündnis Legida Vor¬ 
stand. Betont wird, dass jeder willkom¬ 
men sei, „welcher sich von extremisti¬ 
schem Gedankengut fern hält“. Bei bishe¬ 
rigen Demos waren nach Angaben von 
Beobachtern jedoch rechtsradikale Hooli¬ 
gans und Neonazis vertreten. Für die 
nächsten Monate kündigt die Initiative 
Versammlungen „im Rahmen unserer 
Veranstaltungsreihe ,Patrioten demons¬ 
trieren für ihre Heimat Deutschland 1 in 
unterschiedlichen Bundesländern“ an. 
Dies sei „zur Unterstützung der lokalen 
patriotischen Verbände gedacht und gilt 
als Signal für neue Organisationen“. In 
Leipzig wolle man gezielt Legida unter¬ 
stützen. Die Großdemonstration im Sep¬ 
tember in Leipzig solle „den nötigen 
Schub für einen heißen Demo-Herbst“ 
geben. Illustriert ist die markige Ankündi¬ 
gung ausgerechnet mit einem legendären 
Schwarz-Weiß-Foto von der Montagsde¬ 
mo am 9. Oktober 1989 in Leipzig. 

Quelle: https.V/linksunten.indymedia. 

org, 12.7.2015 ■ 

70. Jahre Potsdamer 
Abkommen 

Die Internationale Föderation der Wider¬ 
standskämpfer (FIR) erinnert an den 70. 
Jahrestag der Potsdamer Konferenz als 
Beginn einer neuen Periode des Zusam¬ 
menlebens der Völker in Europa. Wie auf 


der Konferenz von Jalta beschlossen, defi¬ 
nierten die Kräfte der Anti-Hitler-Koaliti- 
on nach der militärischen Zerschlagung 
des deutschen Faschismus die Grundlagen 
für ein friedliches Nachkriegs-Europa. In 
der Potsdamer Konferenz (Ende Juli/ An¬ 
fang August 1945) formulierten die Unter¬ 
händler Großbritanniens, der Sowjetunion 
und der USA die Rahmenbedingungen je¬ 
ner europäischen Nachkriegsordnung, die 
dazu beitragen sollten, dass nie wieder Fa¬ 
schismus und Krieg von deutschem Bo¬ 
den ausgehen können. Die Ziele waren die 
Vernichtung des militärischen Potenzials 
des deutschen Faschismus und Aufbau ei¬ 
ner gesellschaftlichen Ordnung auf der 
Basis von Entnazifizierung, Entmilitari¬ 
sierung, Entmonopolisierung und Demo¬ 
kratisierung. Dies entsprach auch dem 
Willen aller antifaschistischen Kräfte, die 
in ihren Ländern für die Befreiung vom 
Faschismus gekämpft hatten. Geregelt 
wurde die territoriale Neuordnung in Mit¬ 
teleuropa, insbesondere die Oder-Neiße- 
Linie als deutsche Ostgrenze. Festgelegt 
wurde auch die Umsiedlung von Teilen 
der Bevölkerung, was revanchistische 
Kreise insbesondere in Deutschland bis 
heute als „Vertreibung“ denunzieren. 

(...) Auch wenn man festhalten muss, 
dass - mit dem aufkommenden Kalten 
Krieg - wichtige Aspekte des antifaschis¬ 
tischen Neuanfangs insbesondere in den 
Westzonen nicht umgesetzt wurden, so 
bleibt für uns als internationale antifa¬ 
schistische Organisation das Potsdamer 
Abkommen bis heute von herausragender 
Bedeutung. Denn es kennzeichnet den 
verbrecherischen Charakter der faschisti¬ 
schen Organisationen und Institutionen, 
wie er im Nürnberger Prozess auch juris¬ 
tisch nachgewiesen wurde, gewährleistet 
bis heute insbesondere die Unverletzlich¬ 
keit der polnischen Westgrenze, wehrt da¬ 
mit alle revanchistischen Ansprüche ins¬ 
besondere gegenüber Polen und der tsche¬ 
chischen Republik ab, benennt zudem die 
Verantwortung der großen Industrie, der 
Banken und Konzerne im Deutschen 
Reich für die faschistischen Verbrechen 
und steht somit quer zu allen Versuchen 
der geschichtsrevisionistischen Umdeu¬ 
tung, definiert die Strukturen einer antifa¬ 
schistisch-demokratischen Neuordnung in 
Deutschland, ist das Dokument der sieg¬ 
reichen Anti-Hitler-Koalition, die getra¬ 
gen war von den militärischen Einheiten 
der Armeen und dem antifaschistischen 
Befreiungskampf der Völker. (...) 

Die Erinnerung an das Potsdamer Ab¬ 
kommen ist für Antifaschisten eine Ver¬ 
pflichtung, dem Wiederaufleben von fa¬ 
schistischen Gruppen und Ideologien so¬ 
wie allen Formen der Verfälschung der 
Geschichte des antifaschistischen Kamp¬ 
fes offensiv entgegenzutreten. 

Nie wieder Faschismus! Nie wieder 
Krieg! 

www.fir.at ■ 
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Brandanschläge gegen Flüchtlings¬ 
unterkünfte - Versuch einer Chronik 


Es brennt wieder in Kaltland. Die rech¬ 
te Mobilmachung gegen Flüchtlings¬ 
und Asylunterkünfte ist in vollem 
Gange. Hatte sich die Zahl neonazis¬ 
tisch und/oder rassistisch motivierter 
Angriffe auf Unterkünfte bereits 2014 
dramatisch erhöht, so hat diese sich 
im ersten Halbjahr 2015 erneut ver¬ 
doppelt (laut offizieller Zahlen des In¬ 
nenministeriums, unabhängige Zäh¬ 
lungen dürften allerdings zu einem 
ähnlichen Schluss kommen). Neben 
Aufmärschen und „Bürgermobs" wie 
in Schneeberg oder Freital sind vor al¬ 
lem Brandanschläge zum fast alltägli¬ 
chen Mittel der Rassist*innen gewor¬ 
den. 

Im Folgenden eine (unvollständige) 
Chronik der jüngsten Angriffe. 

18.07.2015, Waldaschaff (Kreis Aschaf¬ 
fenburg): Nachts brennt ein Altpapier¬ 
container in der offen stehenden Garage 
neben einer Flüchtlingsunterkunft. 
17.07.2015, Remchingen (Enzkreis): 
Eine geplante Flüchtlingsunterkunft wird 
angesteckt und brennt vollkommen aus. 
16.07.2015, Winden (Reichertshofen): 
Ein Gasthof, in den Asylbewerber einzie¬ 
hen sollten, wird durch einen Brandan¬ 
schlag zerstört. 

14.07.2015, Prien am Chiemsee: Ver¬ 
dacht auf Brandstiftung in einer Asylun¬ 
terkunft. 

11.07.2015, Böhlen bei Leipzig: In der 

zweiten Nacht in Folge werden Schüsse 
auf eine bewohnte Flüchtlingsunterkunft 

Nach Sprengstoffanschlag 
Warnung vor rechtem 
Terror 

Sachsen. In der Nacht zum Montag 
wurde ein Sprengstoffanschlag auf das 
Fahrzeug des Freitaler Stadtrates und 
Fraktionsvorsitzenden der LINKEN Mi¬ 
chael Richter verübt. Gegen 0:45 Uhr 
war Richter durch einen lauten Knall vor 
seinem Haus geweckt worden und ent¬ 
deckte eine schwarze Rauchwolke über 
seinem Fahrzeug. Die Polizei hat die Er¬ 
mittlungen aufgenommen. Richter war 
neben seinem Engagement für die Partei 
DIE LINKE auch an der Organisation 
von Pro-Asyl-Veranstaltungen in Freital 
beteiligt. Schon als Kandidat bei den 
Bürgermeisterwahlen in Freital in diesem 
Jahr war er Ziel einschlägiger Drohun¬ 
gen. 

Antje Feiks, Landesgeschäftsführerin 
der sächsischen LINKEN, fühlt sich an¬ 
gesichts der zunehmenden rechten Ge¬ 
walttaten gegen Andersdenkede und 


abgegeben. 

29.06.2015, Lübeck: In einem Rohbau 
für eine Asylbewerberunterkunft wird 
Feuer gelegt. 

28.06.2015, Meißen: Auf eine noch un¬ 
bewohnte Unterkunft wird ein Brandan¬ 
schlag verübt. 

03.06.2015, Hoyerswerda: Drei Nazis 


Brandanschlag in Winden 

werfen Brandsatz auf eine bewohnte 
Flüchtlingsunterkunft. 

16.05.2015, Zossen (Teltow-Fläming): 
Auf eine geplantes Flüchtlingsunterkunft 
wird ein Brandanschlag verübt. 
06.05.2015, Limburgerhof (Ludwigsha¬ 
fen): Eine noch im Bau befindliche 
Flüchtlingsunterkunft wird angezündet. 
17.04.2015, Heppberg (Eichstätt): 
Wohncontainer in denen bald Flüchtlinge 
Unterkommen sollten werden in Brand 
gesetzt 

11.04.2015, Hofheim (Main-Taunus- 


Asylsuchende an die frühen 90er Jahre 
erinnert: „Eine solche Welle des Rassis¬ 
mus und der Menschenfeindlichkeit hat 
man bisher mit Rostock-Lichtenhagen 
oder Hoyerswerda in den 90em assozi¬ 
iert. Aber ich muss feststellen: Der unver¬ 
blümte und offene Hass ist zurück auf der 
Straße und kennt offenbar keine Hemm¬ 
schwelle mehr.“ Diese Situation komme 
nicht von ungefähr, konstatiert Feiks: 
„Wenn sich PEGIDA und Co. nunmehr 
von Gewaltaktionen distanzieren, so ist 
das mehr als fadenscheinig. Seit Monaten 
wird offen gegen Andersdenkende und 
Asylsuchende gehetzt, wird eine rassisti¬ 
sche Stimmung geschürt, in der sich nun¬ 
mehr Leute geradezu motiviert und legiti¬ 
miert sehen, zu gewaltsamen Mitteln zu 
greifen. Aber mit diesen Auswüchsen des 
eigenen Handelns will man nun nicht 
mehr zu tun haben. Die Geister, die man 
rief, wird PEGIDA nun aber nicht mehr 
los. Wir haben ein Problem mit rechtem 
Terror in Sachsen. Das ist nicht mehr zu 
bestreiten.“ 


Kreis): Mit einer Druckluftwaffe werden 
neun Schüsse auf eine Container-Flücht¬ 
lingsunterkunft abgegeben. 

04.04.2015, Tröglitz (Burgenlandkreis): 
In einer fast fertigen Flüchtlingsunter¬ 
kunft wird Feuer gelegt. Der Dachstuhl 
brennt vollkommen aus. 

01.03.2015, Lilienthal (Osterholz): Ge¬ 
gen die Fassade einer be¬ 
wohnten Flüchtlingsunter¬ 
kunft wird ein Brandsatz 
geworfen. 

14.02.2015, Freiberg (Mit¬ 
telsachsen): Ein selbstge¬ 
bauter Sprengsatz wird auf 
eine Asylbewerberunter¬ 
kunft geworfen, sieben Be¬ 
wohner leicht verletzt. 
09.02.2015, Escheburg 
(Herzogtum Lauenburg): 
Eine geplante Flüchtlings¬ 
unterkunft in Escheburg 
wird von einem „Wutbür¬ 
ger“ angesteckt und unbewohnbar. 
24.02.2015, Coesfeld (Münsterland): Im 
„Versorgungszelt eines Flüchtlingsla¬ 
gers“ wird vorsätzlich Feuer gelegt. 
08.01.2015, Dresden: Laut BKA-Infor- 
mationen wird ein „Angriff auf eine 
Flüchtlingsunterkunft in Tateinheit mit 
schwerer Brandstiftung“ verübt 
11.12.2014, Vorra (Nürnberger Land): In 
der Nacht werden drei(!) Flüchtlingsun¬ 
terkünfte niedergebrannt und Hakenkreu¬ 
ze zurückgelassen. 

Quelle: https://linksun.ten. indvmedia. org 

20.7.2015 U 


Doch auch die herrschende sächsische 
Landespolitik sieht Feiks in einer Mitver¬ 
antwortung: „Wenn über Monate rassisti¬ 
sche Parolen auf die Straße getragen wer¬ 
den, will die herrschende Politik erst ein¬ 
mal über die ,Sorgen und Nöte“ dieser 
Leute reden statt mit den Menschen, die 
ganz konkret von dieser Situation bedroht 
werden. 

So richtig und wichtig die unzweideuti¬ 
ge Positionierung von Ministerpräsident 
Tillich in seiner letzten Regierungserklä¬ 
rung war: Sie kam viel zu spät und wurde 
sogleich vom Fraktionsvorsitzenden 
Kupfer und dem Abgeordneten Krauß 
durch ihre Aussagen konterkariert. Wenn 
es der Union Emst ist, so muss sie nun 
klare Haltung zeigen und darf nicht bei 
jedem unbedarften Versuch der Positio¬ 
nierung einen Halbsatz hinterherschie¬ 
ben, der letztlich wieder Ressentiments 
und Vorurteile bedient“, so Feiks ab¬ 
schließend. 

PMAntje Feiks, 
DIE LINKE Sachsen ■ 
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Schluss mit dem rassistischen Terror 
gegen Flüchtlinge! 

PRO ASYL fordert klare Verurteilung und umfassende Maßnahmen zum Schutz 
der Flüchtlinge 


Seit Wochen kommt es in Deutschland 
fast jeden Tag zu rassistisch motivierten 
Gewalttaten gegen Flüchtlinge, Flücht¬ 
ling sunterkünfte oder Menschen, die 
Flüchtlinge unterstützen. Ziel der Täte¬ 
rinnen und Täter ist es, Angst und Schre¬ 
cken unter Flüchtlingen und Migrantln- 
nen zu verbreiten, politische Gegnerin¬ 
nen einzuschüchtern, ihre rassistische 
Agenda zu propagieren und den Staat ge¬ 
waltsam an der Wahrnehmung seiner ver¬ 
fassungsgemäßen Aufgabe zu hindern, 
Flüchtlingen ein faires Asylverfahren 
und menschenwürdige Aufnahme¬ 
bedingungen zu gewähren. Die ras¬ 
sistische Gewalt hat damit längst 
terroristische Züge angenommen. 

Inzwischen schrecken die Täter 
nicht einmal vor gezielten Mordan¬ 
schlägen zurück. Am Wochenende 
wurden in Brandenburg/Havel 
Brandbeschleuniger vor der Woh¬ 
nungstür einer Familie aus Ingu- 
schetien entfacht. Die Berichte über 
rassistisch motivierte Taten reißen 
nicht ab. Das Bundesinnenministe¬ 
rium geht von 202 rassistischen 
Übergriffen allein im ersten Halb¬ 
jahr 2015 aus. PRO ASYL fordert Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel und die zu¬ 
ständigen Minister auf, diese erschre¬ 
ckende Entwicklung nicht länger schwei¬ 
gend hinzunehmen. PRO ASYL fordert 
eine eindeutige Verurteilung des rassisti¬ 
schen Terrors durch die Kanzlerin. Es 
kann nicht sein, dass eine derartige Welle 
rassistisch motivierter Gewalt nicht kom¬ 
mentiert wird. 

Die Flüchtlinge in Deutschland brau¬ 
chen Schutz und Beistand. Es darf nicht 
hingenommen werden, dass Flüchtlinge 
hierzulande fürchten müssen, dass ihre 
Unterkunft angezündet wird oder sie auf 
der Straße angegriffen werden. Es darf 
kein Zweifel daran gelassen werden, dass 
Gewalt und Anfeindungen gegenüber 
Flüchtlingen und Migrantlnnen in 
Deutschland geächtet und mit aller Härte 
strafrechtlich verfolgt werden. 

Die Bundesregierung, die Länder und 
insbesondere Bundesinnenminister Tho¬ 
mas de Maiziere tragen die politische 
Verantwortung dafür, dass Flüchtlinge 
und Migrantlnnen in Deutschland vor 
Anschlägen und rassistischen Angriffen 
effektiv geschützt werden. Sie müssen 
geeignete Maßnahmen zum Schutz der 
Betroffenen ergreifen und sich klar auf 
ihre Seite stellen. Das gilt insbesondere in 
einer Zeit, in der die in vieler Hinsicht un¬ 
aufgeklärte Mordserie des NSU viele 


Menschen daran zweifeln lässt, ob der 
deutsche Staat willens und in der Lage ist, 
rassistischen Terror effektiv zu bekämp¬ 
fen. PRO ASYL fordert eine klare Posi¬ 
tionierung und konkrete Präventionsmaß¬ 
nahmen, um Übergriffe gegen Flüchtlinge 
und Anschläge auf Flüchtlingsunterkünf¬ 
te zu verhindern: 

• Polizeiliche Prävention: Die Polizei 
muss die Lage in der Nähe von Flücht¬ 
lingsunterkünften besonders aufmerksam 
beobachten, sie muss Gefährdungsanaly¬ 
sen erstellen und dabei alle vorliegenden 


Erkenntnisse berücksichtigen. Flüchtlinge 
müssen über Gefährdungen und Hand¬ 
lungsoptionen bei Bedrohungen infor¬ 
miert werden. Im Zweifel muss die Poli¬ 
zei durch Streifendienst vor Ort Präsenz 
zeigen. Gibt es Hinweise auf eine konkre¬ 
te Gefährdung, sind Flüchtlingsunter¬ 
künfte durch permanenten Polizeischutz 
zu sichern. 

• Mehrsprachiger Notruf für Flüchtlin¬ 
ge: Betroffene müssen in einer Bedro¬ 
hungssituation einen Notruf in den gän¬ 
gigsten Sprachen von Flüchtlingen abset¬ 
zen können. Als Ergänzung zum regulä¬ 
ren Polizeinotruf sollten mehrsprachige 
Notrufangebote etabliert werden. Der 
Schutz vor Angriffen und Bedrohungen 
darf nicht an Sprachbarrieren scheitern. 

• Konsequente Strafverfolgung: Die 
Täter müssen konsequent verfolgt und 
vor Gericht gestellt werden. Die bisher 
geringe Erfolgsquote von Ermittlungen 
bei rassistischen Angriffen auf Flüchtlin¬ 
ge zeigt, dass die Ermittlungen dringend 
intensiviert werden müssen. Im ersten 
Quartal 2015 gelang laut Bundesinnenmi¬ 
nisterium nur in einem Viertel der Delikte 
die Aufklärung. 

• Technische Maßnahmen in Unter¬ 
künften: Flüchtlingsunterkünfte müssen 
hohen Sicherheitsstandards genügen. So 
müssen die Räume mit Rauchmeldern 
ausgestattet sein. Feuerlöscher müssen 


vorhanden sein. Fluchtwege müssen deut¬ 
lich ausgewiesen sein - in verschiedenen 
Sprachen. 

• Sicherheitspersonal: Die Anstellung 
von Sicherheitspersonal mit rassistischen 
Einstellungen muss durch eine gewissen¬ 
hafte Überprüfung der Auftragnehmer 
ausgeschlossen werden. 

• Bedrohliche Kundgebungen unter¬ 
binden: Versammlungen von Rechtsextre¬ 
men, von denen Übergriffe und Bedro¬ 
hungen gegenüber Flüchtlingen ausge¬ 
hen, müssen im unmittelbaren Umfeld 

von Flüchtlingsunterkünften 
konsequent unterbunden wer¬ 
den. Das Grundrecht auf Ver¬ 
sammlungsfreiheit steht nicht 
über dem Recht auf körperliche 
Unversehrtheit. Flüchtlinge ei¬ 
ner bedrohlichen Atmosphäre 
auszusetzen, die regelmäßig von 
rechtsextremen Kundgebungen 
ausgeht, ist nicht hinnehmbar. 

• Neben diesen Maßnahmen 
sieht PRO ASYL die Solidarität 
der Zivilgesellschaft mit den 
Flüchtlingen als zentral an, um 
rassistische Tendenzen zurück¬ 
zudrängen. Die unzähligen ehrenamtli¬ 
chen Initiativen, die sich für Flüchtlinge 
engagieren, sind ein entscheidendes Sig¬ 
nal gegen rechte Mobilisierung. Kommu¬ 
nen sollten diese Initiativen und Willkom¬ 
mensbündnisse unterstützen, indem sie 
Institutionen, Initiativen und Privatperso¬ 
nen Räume und Ressourcen zur Verfü¬ 
gung stellen. Bund und Länder sollten 
flächendeckende Programme zur Unter¬ 
stützung der ehrenamtlichen Arbeit mit 
Flüchtlingen auflegen. Willkommenskul¬ 
tur ist nicht nur Privatsache. 

Damit sich das gesellschaftliche Klima 
gegenüber Flüchtlingen nicht weiter ver¬ 
schärft, müssen die verantwortlichen Po¬ 
litiker und Politikerinnen aufhören, mit 
der Rede vom, Asylmissbrauch“ Ressen¬ 
timents zu schüren. Wer sich auf Kosten 
von Flüchtlingen mit Stammtischparolen 
profiliert, der trägt Mitverantwortung da¬ 
für, wenn rassistische Ressentiments und 
Gewalttaten zunehmen. Ein Rückfall in 
die 1990er Jahre, in denen Flüchtlingshei¬ 
me brannten und Menschen durch rassis¬ 
tische Gewalt zu Tode kamen, muss mit 
allen Mitteln verhindert werden. PRO 
ASYL appelliert an alle Verantwortli¬ 
chen, mit allen Kräften für eine offene 
Willkommenskultur zu sorgen, in der sich 
Flüchtlinge sicher fühlen können. 

Quelle: Presseerklärung Pro Asyl 
29.7.2015 U 
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Jean-Marie Le Pen gewinnt alle drei 
Prozesse gegen seine Partei 


■ Jean-Marie Le Pen hat alle drei 
Prozesse gewonnen, die er ge¬ 
gen seine eigene Partei an¬ 
strengte. Seine politische Zukunft und 
sein Verbleib beim FN bleiben unge¬ 
wiss. Unterdessen ist bei der rechts¬ 
extremen Partei eine schwankende 
Linie in mehreren strategischen Fra¬ 
gen zu verzeichnen 

Und aller guten, oder schlechten, Dinge 
sind drei. Am Dienstag, den 28. Juli 2015 
fiel das Urteil des Berufungsgerichtshofs 
von Versailles in der Causa Le Pen ver¬ 
sus Le Pen. Es war bereits das dritte in 
Folge seit Anfang des Monats Juli und 
besiegelte endgültig den Versuch der seit 
viereinhalb Jahren amtierenden Partei¬ 
führung des Front National (FN), sich 
des Problems in Gestalt seines Altvorsit¬ 
zenden Jean-Marie Le Pen auf adminis¬ 
trative Weise zu 
entledigen. So ein¬ 
fach wird man ihn 
nicht loswerden, er 
klagt sich erfolg¬ 
reich wieder hi¬ 
nein. 

Seit April dieses 
Jahres schlagen die 
Wogen im inner¬ 
parteilichen Streit 
hoch. Einer der 
Auslöser für die 
Eskalation dürfte 
damals gewesen 
sein, dass die fran¬ 
zösische neofa¬ 
schistische Partei 
bei den Bezirksparlamentswahlen vom 
22. und 29. März 2015 nicht ganz so stark 
abgeschnitten hatte, wie Umfragen ihr 
vorauszusagen schienen. Zwar erhielt der 
FN damals mit 25,2 Prozent ein Rekord¬ 
ergebnis auf landesweiter Ebene. Doch 
die Meinungsforschungsinstitute hatten 
ihm in den Wochen zuvor in ihren Prog¬ 
nosen bis zu 33 Prozent prophezeit. Des¬ 
wegen, und weil die Rechtsextremen ent¬ 
gegen manchen Voraussagen auch keine 
Bezirksregierung übernehmen konnten - 
eine solche Möglichkeit war etwa in den 
südostfranzösischen Departements Var 
und Vaucluse oder in Teilen der Picardie 
ins Auge gefasst worden -, verlor die 
„nationale Bewegung“ durch das Ergeb¬ 
nis an Dynamik. Trotz ihres an und für 
sich hohen Abschneidens verschärfte sich 
ihr Strategiestreit. 

Dass der inzwischen 87jährige Jean- 
Marie Le Pen in der ersten Aprilhälfte 


2015 zwei Interviews gab, mit dem Sen- 
sationsfemsehsender BFM TV (2. April) 
sowie der altfaschistischen Wochenzei¬ 
tung Rivarol (vom 9. April), in denen er 
unter anderem den Marschall Petain ex¬ 
plizit in Schutz nahm, goss noch zusätz¬ 
lich Öl ins Feuer. (Wir berichteten) Die 
Parteiführung unter seiner Tochter und 
Nachfolgerin Marine Le Pen fasste da¬ 
raufhin zwei Beschlüsse. Seit Anfang 
Mai war Jean-Marie Le Pen von seinen 
Mitgliedsrechten „suspendiert“, das be¬ 
deutete, diese waren ihm auf unbestimm¬ 
te Zeit hin entzogen. Zugleich ging die 
Leitung daran, an einer Überarbeitung 
der Parteistatuten zu arbeiten, um den 
Posten des „Ehrenvorsitzenden“ abzu¬ 
schaffen. Dieser Titel war Jean-Marie Le 
Pen auf dem mittlerweile vorletzten FN- 
Parteitag im westfranzösischen Tours 
2011 verliehen worden, als er formal den 


Vorsitz abgegeben hatte. In seinen Augen 
sollte er es ihm jedoch ermöglichen, hin¬ 
ter den Kulissen nach wie vor alle Vor¬ 
gänge zu kontrollieren. Als „Ehrenvorsit¬ 
zender“ stand ihm die Teilnahme an Sit¬ 
zungen sämtlicher Parteigremien, mit 
Stimmrecht, offen. 

Wie es sich für eine ordentlich demo¬ 
kratische Partei nach Art des FN gehört, 
wurde über die Änderung der Parteistatu¬ 
ten hochdemokratisch entschieden. Die 
Modifikationen wurden den Mitgliedern 
zur Abstimmung vorgelegt - doch hatte 
die Leitung dafür gesorgt, dass 33 Arti¬ 
kel, über die Hälfte der Statuten, abgeän¬ 
dert wurden. Manche Änderungen erwei¬ 
tern die Mitgliederrechte, zehn Prozent 
der Parteimitgliedschaft können demnach 
etwa eine Abstimmung zu einer Einzel¬ 
frage erzwingen. Über alle Abwandlun¬ 
gen konnte nur in einem Aufwasch abge¬ 
stimmt werden, mit Ja oder Nein zum 


ganzen Paket, ohne im Einzelnen mitre¬ 
den zu können. Die verbliebenen Partei¬ 
gänger des alten „Ehrenvorsitzenden“, 
der die Partei selbst von ihrer Gründung 
1972 bis Anfang 2011 geleitet hatten, mo¬ 
nierten jedoch, nur ein Parteikongress 
könne über die Abschaffung eines Amtes 
entscheiden, das auf einem anderen Par¬ 
teikongress vergeben worden sei. Daran 
solle es nicht scheitern, erwiderte die Lei¬ 
tung: Man beraume eben einen virtuellen 
Parteitag an, in Gestalt einer Urabstim¬ 
mung auf postalischem oder - meist - 
elektronischem Wege. Das Votum per 
Brief oder e-Mail werde als die Abhal¬ 
tung eines Parteitages, im virtuellen 
Raum, gewertet. 

Juristischer Sieg auf der ganzen 
Linie 

Diese Abstimmung begann am 19. Juni 
und sollte noch bis 
zum 10. Juli 15 
dauern. Doch dann 
funkte die Justiz 
dazwischen. Am 2. 
und 8. Juli d.J. fie¬ 
len ihre ersten bei¬ 
den Urteile, erstin¬ 
stanzlich. Das erste 
kam Jean-Marie Le 
Pen gegen seinen 
vorläufigen Aus¬ 
schluss zu Hilfe: 
Da die Dauer der 
„Suspendierung“ 
nicht präzisiert 
worden sei, diese 
aber nur auf Zeit - 
bis zu einem endgültigen Ausschluss 
oder einer Wiederaufnahme - erfolgen 
könne, sei diese zu Unrecht ausgespro¬ 
chen worden. Der alte Haudegen argu¬ 
mentierte daraufhin, da er als „Ehrenprä¬ 
sident“ auf ungerechtfertigte Weise ent¬ 
fernt worden sei, er in dieser Eigenschaft 
aber an allen Gremiensitzungen teilneh¬ 
men hätte können, seien auch deren wäh¬ 
rend seiner zweimonatigen Abwesenheit 
gefällte Beschlüsse unrechtmäßig zu¬ 
stande gekommen. Daraufhin attackierte 
er auch die Entscheidung zur Abhaltung 
des Mitgliedervotums. 

Das zweite Urteil gab ihm auch darin 
Recht. Es wurde nun vergangene Woche 
in der Berufungsinstanz bestätigt. Die 
Richter zogen die Parteistatuten heran, 
denen zufolge nur eine „ordentliche“, 
nicht aber eine „außerordentliche“ Partei¬ 
versammlung auf postalischem Wege ein¬ 
berufen werden kann. Allem Anschein 
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nach hatte die aktuelle Parteiführung ihre 
Sache amateurhaft angestellt und nicht 
einmal die eigene Satzung genau studiert 
- die Jean-Marie Le Pen sich dereinst hat¬ 
te auf den Leib schneidern lassen. Auf die 
gerichtliche Annullierung der Urabstim¬ 
mung antwortete die Parteiführung am 
Abend des 29. Juli, indem sie deren vor¬ 
läufiges Ergebnis - obwohl es keine 
rechtliche Gültigkeit aufweist - veröf¬ 
fentlichte. 29.000 von derzeit 51.000 Par¬ 
teimitgliedern nahmen bis zu ihrem Ab¬ 
bruch an der Abstimmung teil; und 94 
Prozent von ihnen votierten für die Ände¬ 
rungen, mit denen Jean-Marie Le Pen der 
„Ehrenvorsitz“ durch dessen Abschaf¬ 
fung entzogen worden wäre. 

Jean-Marie Le Pen bleibt der Partei 
also vorläufig als Mitglied erhalten, und 
er dürfte auch nicht zögern, sich als sol¬ 
ches lautstark zu Wort melden. Ein even¬ 
tueller Ausschluss - für den ein „echter“ 
Sonderkongress einberufen werden 
müsste - verkompliziert sich nun, denn 
nach der Sommerpause beginnt der Wahl¬ 
kampf für die am 6. und 13. Dezember 
2015 in ganz Frankreich stattfindenden 
Regionalparlamentswahlen. Bei ihnen 
kann sich die extreme Rechte höhere 
Chancen ausrechnen als bei den Bezirks¬ 
wahlen im März 15; bei Letzteren gilt das 
Mehrheits-, bei den Regionalwahlen je¬ 
doch das für den FN weitaus günstigere 
Verhältniswahlrecht. Misstöne im Vor¬ 
wahlkampfkann die Partei da jedoch ab¬ 
solut nicht gebrauchen. Einige Parteigän¬ 
ger Jean-Marie Le Pens, besonders in 
Südostfrankreich, denken nun sogar laut¬ 
stark darüber nach, ihre eigene Partei mit 
konkurrierenden Listen zu stören. Sich 
darauf einzulassen, dürfte für den Altvor¬ 
sitzenden jedoch riskant sein. Denn die 
Unterstützung einer eigenen Liste von 
„Dissidenten“ könnte einen nunmehr 
handfesten Ausschlussgmnd liefern. 

Möglicherweise rauft man sich also 
doch noch zusammen. Es zeichnet sich 
dabei sogar bereits jetzt ab, dass der 
33jährige Florian Philippot dabei das 
Bauernopfer abgeben dürfte, denn er hat 
sich als Vizevorsitzender der Partei be¬ 
sonders weit gegen den Altfaschisten 
Jean-Marie Le Pen aus dem Fenster ge¬ 
lehnt. Und er wird wegen seiner Homose¬ 
xualität zunehmend offen angegriffen. 
Auffällig ist zudem, welcher ideologi¬ 
scher Anspielungen sich der Altvorsitzen¬ 
de in seinem Kampagnenfeldzug parallel 
zum innerparteilichen Streit bemüht. In 
Presseaussendungen und Videobotschaf¬ 
ten griff Jean-Marie Le Pen mehrfach ge¬ 
zielt Bemühungen seiner Nachfolgerin 
Marine Le Pen an und auf, das Abschwö¬ 
ren ihrer Partei vom offenen Antisemitis¬ 
mus demonstrativ zur Schau zu stellen. 

Streitpunktthema Antisemitismus 

Ein Pressekommunique vom 25. Juni 15, 
bei dem es überwiegend um die diversen 
innerparteilichen Auseinandersetzungen 


geht, stellte der alte Herr etwa unter den 
Titel: „Der FN als Schutzschild der jüdi¬ 
schen Gemeinschaft?“ Dies spielt auf 
eine Formulierung von Marine Le Pen 
an, die sie wählte, als sie vor Jahren be¬ 
hauptete, die extreme Rechte schütze die 
französische jüdische Community vor ei¬ 
ner angeblichen muslimischen Bedro¬ 
hung, durch seine Ablehnung von Ein¬ 
wanderung. 

Am 10. Juli 15 wiederum erschien eine 
seiner Videobotschaften, die er regelmä¬ 
ßig unter der Bezeichnung „Bordtage¬ 
buch“ veröffentlicht - seit seiner Jugend 
als Sohn eines bretonischen Fischermeis¬ 
ters liebt er Metaphern rund um das Kapi¬ 


tänswesen - im Netz unter der Über¬ 
schrift: „Jean-Marie Le Pen zeigt sich er¬ 
staunt über das Treffen zwischen Marine 
Le Pen und einer Delegation des Europäi¬ 
schen Jüdischen Kongresses.“ In dem gut 
zehnminütigen Interview geht es um un¬ 
terschiedliche Themen, aber dieses eine 
wurde durch den Gesamttitel in den Vor¬ 
dergrund gerückt. Die regelmäßigen Vi¬ 
deobotschaften werden durch Jean-Marie 
Le Pen zusammen mit Marie d’Herbais 
hergestellt. Letztere ist die Ehefrau des 
faschistischen Aktivisten, Security- und 
Event-Managers sowie Lobbyisten des 
syrischen Regimes, Frederic Chatillon. 
Ihre Mutter, die Gräfin Katherine d’Her¬ 
bais, war in den neunziger Jahren Regio¬ 
nalparlamentarierin des FN; zu Promi¬ 
nenz gelangte sie durch die netten Tiere, 
die sie auf ihrem Grundstück in der Picar¬ 
die hielt. Als ihre lieben Hündchen - zwei 
dänische Doggen - am 15. August 1996 
für wenige Stunden ausbüchsten, rissen 
sie in kürzester Zeit 150 Schafe (davon 
48 sofort tot). 

Dereinst positionierte sich Jean-Marie 
Le Pen selbst genau wie seine Tochter 
heute: Durch demonstrative Kontakte zu 
bestimmten jüdischen Institutionen oder 
Gruppen versuchte er, seit den fünfziger 
Jahren bekannte Hitler-Sympathien hint¬ 
an zu stellen und darauf zielende Vorwür¬ 
fe zum Schweigen zu bringen, sich also 
einen „Persilschein“ abzuholen. Im Feb¬ 
ruar 1987 traf er deswegen in New York 


mit einzelnen Vertretern des Jüdischen 
Weltkongresses sowie Repräsentanten 
der rechtsnationalen israelischen Herut- 
Partei - Vorläuferin des Likud-Blocks - 
in den USA zusammen, und vor allem 
mit Letzteren fand er auch eine gemeinsa¬ 
me Sprache und erntete Applaus. Diese 
Politik kam jedoch ins Wanken, nachdem 
er im September 1987 wegen seiner erst¬ 
mals im Fernsehen getätigten, Auschwitz 
offen relativierenden - wenn nicht be¬ 
streitenden - Äußemngen angegriffen 
wurde. Jean-Marie Le Pen war zuvor ehr¬ 
lich überzeugt gewesen, er habe doch 
„den Juden“ gesagt, was sie hören woll¬ 
ten; und da sie unter einer Decke steck¬ 
ten, so sein Raisonnie- 
ren, habe er nun seinen 
Frieden. Daraufhin 
warf Jean-Marie Le 
Pen die von ihm seit 
1956 und seit den Ko¬ 
lonialkriegen Frank¬ 
reichs in Nordafrika 
sowie der Suez-Expe¬ 
dition, bei dem das ko¬ 
loniale Frankreich mit 
Israel verbündet war, 
verfolgte und ostensta- 
tiv zur Schau gestellte 
pro-israelische Orien¬ 
tierung über den Hau¬ 
fen. Seitdem ist er wie 
besessen von dieser 
Erfahrung: Er glaubt 
noch immer, damals hinters Licht geführt 
und überlistet worden zu sein, und dass 
die extreme Rechte - falls sie in einschlä¬ 
gigen Kreisen lieb Kind zu sein und Anti¬ 
semitismusvorwürfe abzustreifen suche - 
auf Dauer nur ein abhängiger Büttel ein¬ 
schlägiger „Lobbys“ und „antinationaler 
Kreise“ sein könne. Deswegen ist es ihm 
ein ideologisches Anliegen, sich von sol¬ 
chen Bestrebungen gänzlich freizu¬ 
schwimmen. Seine Tochter ist hingegen, 
wie ein Großteil der nach den 1960er 
oder 1970er Jahren politisierten Genera¬ 
tionen der extremen Rechten, überzeugt 
davon, mit Versuchen zur Rehabilitiemng 
des historischen Faschismus und des An¬ 
tisemitismus sei strategisch kein Blumen¬ 
topf zu gewinnen. Dem vor allem gegen 
zeitgenössische Einwanderung gerichte¬ 
ten Rassismus gehöre allein die Zukunft. 

Konfliktschauplatz Wirtschafts¬ 
politik 

Auch entlang einer anderen Frage sind 
strategische Konflikte aufgebrochen. 
Und zwar wurde und wird die wirt- 
schafts- und sozialpolitische Ausrichtung 
des Front National verstärkt zum Streit¬ 
gegenstand. Seit 1990 setzte die domi¬ 
nierende Fraktion der rechtsextremen 
Partei - die in den frühen 1980er Jahren 
noch scharf wirtschaftsliberal ausgerich¬ 
tet war und damals erklärtennaßen auf 
Ronald Reagan und Margaret Thatcher 
schwor - verstärkt auf soziale Demago- 
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gie, die bisweilen nach einem etwas mo¬ 
dernisierten Strasser-Kurs (unter Anspie¬ 
lung auf eine Phase in der Geschichte der 
NSDAP) klingen konnte. Hauptsächlich 
in der Erwartung, aufgrund ihrer Progno¬ 
se „Der Marxismus ist tot“ - vor dem 
Hintergmnd von Berliner Mauerfall und 
Krise der UdSSR - die Linke verdrängen 
und als alleinige „Opposition gegen die 
herrschende Ordnung“ dastehen zu kön¬ 
nen. 

Doch dies hat nicht vollständig funktio¬ 
niert und die extreme Rechte schaffte es 
insbesondere nicht, die Gewerkschaften 
zu verdrängen. Marine Le Pen hat diese 
Orientierung im Diskurs des FN, die be¬ 
reits vor 25 Jahren begonnen hatte, nur 
fortgesetzt und verstärkt. Auch wenn bür¬ 
gerliche Journalisten sich heute oft auf 
naive Weise darüber erstaunt zeigen, dank 
Marine Le Pen zeige ihre Partei heute 
vermeintlich plötzlich auch eine „soziale 
Sensibilität“. 

Seit einigen Monaten ist der FN jedoch 
genau deswegen scharfen Angriffen aus¬ 
gesetzt. Die konservativ-wirtschaftslibe¬ 
rale stärkste Oppositionspartei - früher 
UMP, inzwischen in Les Republicains 
umbenannt - griff ihn scharf wegen an¬ 
geblicher „Linkslastigkeit“ seiner Pro¬ 
grammatik an. Die wegen rassistischer 
Ausfälle berüchtigte konservative Abge¬ 
ordnete Nadine Morano kreidete dem FN 
im April 15 gar ein „linksradikales Wirt¬ 
schaftsprogramm“ an. Jean-Marie Le Pen 
griff und greift ebendiese Kritik auf, in 
seinen Interviews im April dieses Jahres 
zunächst eher leise, heute eher laut und 
von einem „Linkskurs“ schwadronierend. 
Andere Kreise in der Partei, darunter die 
zwischen ihrer Tante Marine und ihrem 
Großvater Jean-Marie Le Pen stehende 
25jährige Parlamentsabgeordnete Marion 
Marechal-Le Pen, schlossen sich dem in 
der Sache an. 

Dies zeigt auch Wirkrmg, und es kam in 
Ansätzen bereits zu einer Kurskorrektur 
(welcher unterschiedliche Medien wie die 


Tageszeitung ,Liberation’vom 23. Juli 15 
oder die rechtskonservative Webseite ,Les 
4 verites’ bereits eigene Artikel widme¬ 
ten). So schwächte Marine Le Pen in den 
letzten Wochen ihre Kritik am Wirt¬ 
schaftsliberalismus spürbar ab, griff im 
Juli 15 vor allem die Steuerbelastung für 
kleinere und mittlere Unternehmen an 
und setzte der Staatsintervention Gren¬ 
zen: Nach wie vor spreche sie sich für ei¬ 
nen Staat als „strategischen Wirtschafts¬ 
planer“ aus, dieser dürfe jedoch kein 
„aufdringlicher Staat“ gegenüber der Pri¬ 
vatwirtschaft sein. 

In der westfranzösischen Region Pays- 
de-la-Loire wirbt der dortige Spitzenkan¬ 
didat zu den Regionalparlamentswahlen, 
Pascal Gannat, zum Auftakt seines Vor¬ 
wahlkampfs überwiegend mit der Forde¬ 
rung nach Steuersenkungen für Unterneh¬ 
men und der Idee einer „Befreiung wirt¬ 
schaftlicher Energien“ (durch weniger 
Reguliemng usw.). Auch Marion Mare¬ 
chal-Le Pen ist davon nicht weit entfernt. 
Ihrerseits wirbt sie im Vorwahlkampf für 
„weniger Wirtschaftsliberalismus nach 
außen und mehr Wirtschaftsliberalismus 
nach innen“, also für weniger Marktöff¬ 
nung für die außerfranzösische oder je¬ 
denfalls außereuropäische Konkurrenz, 
doch mehr Politik zugunsten der „heimi¬ 
schen“ Unternehmen. Nationalliberalis¬ 
mus statt Sozialdemagogie vom Strasser- 
Typus. 

Gekoppelt ist diese Debatte auch um 
jene rund um die Situation in Griechen¬ 
land. In demagogischer Absicht hatte der 
FN sich zu Anfang des Jahres, als Syriza 
die Wahl vom 25. Januar 15 gewann, als 
angeblichen französischen Unterstützer 
der Absichten der griechischen Partei auf¬ 
gespielt - weil man angeblich beiderseits 
gleichermaßen den Euro loshaben wolle. 
Noch im Februar d.J. kam allerdings eine 
gegenläufige Reaktion vom FN, indem er 
Syriza in Reaktionen auf die Forderung 
nach Schuldenstreichung der „Unverant¬ 
wortlichkeit“ zieh. 


Rund um das Referendum vom 5. Juli 
2015 machte das Führungsmitglied Flori¬ 
an Philippot neue Vorstöße und freute 
sich demonstrativ über das griechische 
Votum, als angebliches Anzeichen für ein 
baldiges Auseinanderfallen der Eurozone. 
Zu Hilfe kamen der extremen Rechten 
dabei auch bürgerliche Reaktionen. Der 
Wirtschaftsminister der rechtssozialde¬ 
mokratischen Regiemng, Ex-Geschäfts- 
banker Emmanuel Macron, behauptete 
beispielsweise am 6. Juli d.J. kackfrech, 
hierzulande sei der FN die französische 
Entsprechung zu Syriza. Und das konser¬ 
vativ-wirtschaftsliberale Wochenmagazin 
Le Point publizierte am 9. Juli d.J. einen 
Rotztitel unter der Überschrift: „Tsipras, 
Iglesias, Melenchon, Le Pen - Die Schar¬ 
latane gegen Europa.“ (Den Hintergrund 
dazu bildet das Konterfei von Alexis Tsi¬ 
pras.) Nun ist Marine Le Pen eine franzö¬ 
sische Neofaschistin; hingegen sind Ale¬ 
xis Tsipras, Pablo Iglesias und Jean-Luc 
Melenchon mehr oder minder etablierte 
Linkspolitiker in Griechenland, Spanien 
und Frankreich. 

Die Aussichten auf eine Profilierung als 
„Protestkraft“ schienen also glänzend. 
Philippot wurde dennoch schnell zurück¬ 
gepfiffen. Marine Le Pen sprach sich ge¬ 
genüber Le Monde gegen einen Ausstieg 
Griechenlands aus der Eurozone aus, und 
selbst Philippot relativierte den vermeint¬ 
lich positiven Charakter eines grie¬ 
chischen Abschieds vom Euro zeitweilig 
erheblich. Inzwischen nutzt er allerdings 
die Gunst der Stunde, um vor allem Syri¬ 
za die griechische „Kapitulation“ (vom 
13. Juli 15 in Brüssel, beim Abschluss des 
Eurozonen-Gipfels) vorzuwerfen. 

Die dem FN nahestehenden mittelstän¬ 
dischen Unternehmer- sowie reaktionären 
Rentnerkreise reagieren allergisch auf 
Ankündigungen, die auf einen Euro-Aus¬ 
tritt gerichtet sind: Die Furcht um die ei¬ 
genen Ersparnisse wiegt in dem Falle 
stärker als nationalistische Ideologie. 

Bemard Schmid/ Paris ■ 


Den ermordeten Menschen ein Gesicht geben 

Interview mit der Gießener „Initiative gegen das Vergessen" 


■ Der unbenannte Bahnhofsvor¬ 
platz in Gießen soll Esther- 
Stern-Platz heißen. So zumin¬ 
dest die Forderung der „Initiative ge¬ 
gen das Vergessen". Esther Stern war 
ein jüdisches Mädchen, dass in der 
NS-Zeit zunächst Zwangsarbeit leis¬ 
ten musste und anschließend nach 
Treblinka deportiert und dort ermor¬ 
det wurde. 

Britta Kremers sprach für die LOTTA 
mit der Initiative. 

Am 22. April 2015 habt ihr den Gießener 
Bahnhofsvorplatz in Esther-Stern-Platz 
benannt. Wer war denn Esther Stern? 


Esther Stern war ein jüdisches Mädchen. 
Zunächst lebte sie mit ihrer Familie im 
Haus am heutigen Marktplatz 15 in Gie¬ 
ßen, vor dem auch Stolpersteine für Es¬ 
ther sowie ihre Eltern, Claire und Julius 
Stern, liegen. Im Oktober 1933 musste 
die Familie dort ausziehen, konnte je¬ 
doch bei einer anderen Familie zur Un¬ 
termiete Unterkommen. Doch auch dies 
war nicht von Dauer und die Familie 
musste bald darauf in eines der „Ghetto-“ 
bzw. „Judenhäuser“ in der Walltorstraße 
umziehen. Im Alter von zwölf Jahren 
musste Esther, wie viele andere jüdische 
Kinder, die reguläre Schule verlassen 
und konnte lediglich den Unterricht im 


Gemeindehaus der Synagoge besuchen. 
Während der Reichspogromnacht am 9. 
November 1938 wurden die Synagoge 
und das Gemeindehaus zerstört, sodass 
den in Gießen lebenden jüdischen Kin¬ 
dern keine Schulbesuche mehr möglich 
waren. Der Schülerin wurde somit jegli¬ 
che Möglichkeit genommen, ihre Schul¬ 
ausbildung mit einem Abschluss zu be¬ 
enden. Aus Esthers Steuerkarte geht her¬ 
vor, dass sie anschließend in einer Gum¬ 
mifabrik Zwangsarbeit leisten musste. 
Am 14. September 1942 wurden die Fa¬ 
milie Stern sowie alle anderen noch in 
Gießen lebenden und als jüdisch gelten¬ 
den Menschen gezwungen, ihre Unter- 
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kunft zu verlassen. Sie durften in Eile 
und unter Aufsicht das Nötigste zusam¬ 
menpacken und wurden in die Goethe¬ 
schule gebracht. Zwei Tage später wur¬ 
den sie nach Darmstadt deportiert und 
von dort aus nach Treblinka. Genauer Ort 
und Datum des Todes von Esther Stern 
sind nicht bekannt. Am 8. Mai 1945 wur¬ 
de sie schließlich für tot er¬ 
klärt. 

Wie ging es nach eurer Aktion 
weiter? Was ist mit dem 
Platz? Wie waren die Reak¬ 
tionen in der Stadt? 

Während der Aktion gab es 
keine Probleme und kaum 
Präsenz von Polizei und Ord¬ 
nungsamt. Danach gab es al¬ 
lerdings Personenkontrollen 
und zirka eine % Stunde spä¬ 
ter wurde das Schild von der 
Feuerwehr wieder abgehängt. 

Eine Woche später wurden la¬ 
minierte Schilder mit der Auf¬ 
schrift „Esther-Stem-Platz“ 
aufgehängt, welche bedeu¬ 
tend länger hängen blieben. 

Einige von diesen Schildern 
hängen immer noch. 

Die Gießener Presse hat sich recht 
wohlwollend geäußert. Die Verantwortli¬ 
chen der Stadtverwaltung schoben jedoch 
formelle Gründe vor, weshalb sie die 
Platzbenennung nicht einfach so anerken¬ 
nen könnten: Unter anderem merkten sie 
an, dass sich Adressen ändern würden 
und dies mit einem bürokratischen Auf¬ 
wand verbunden sei. Zudem unterstellte 
die Stadt uns eine willkürliche Wahl des 
Platzes. 

Die jüdische Gemeinde in Gießen äu¬ 
ßerte sich zwar nicht öffentlich zu der Be¬ 
nennung, nahm diese jedoch bereits eine 
Woche später in ihre Chronik auf. Außer¬ 
dem gab es aus der Öffentlichkeit der 
Stadtbevölkerung überwiegend positive 
Resonanzen und der AStA der Uni Gie¬ 
ßen bekräftigte in einer öffentlichen Posi¬ 
tionierung unsere Forderungen. 

Was war eure Motivation für die Benen¬ 
nung? Und wieso gerade der Bahnhofs¬ 
vorplatz? 

Im Zuge der Umbau- und Renovierungs¬ 
arbeiten am Bahnhofsgelände entstand 
dort erst letztes Jahr ein richtiger Platz, 
der allerdings ohne Namen blieb. Daher 
kamen wir auf die Idee, diesem einen 
Namen zu geben. Es sollte ein Name ge¬ 
funden werden, der einen Bezug zu Gie¬ 
ßen und zum Bahnhof aufweist. Eine un¬ 
serer Assoziationen mit dem Bahnhof 
waren die Deportationen während des 
NS, die vom Güterbahnhof ausgingen. 
Bei unseren Recherchen stießen wir auf 
Esther Stern. Sie war eine von 330 jüdi¬ 
schen Menschen, die vom Gießener 


Bahnhof aus deportiert wurden. Zudem 
vereint sich in ihrem Lebenslauf tragi¬ 
scherweise vieles, was Menschen im NS 
angetan wurde. 

Des Weiteren gibt es zwar einige Ge¬ 
denkorte oder Denkmäler in der Stadt, 
doch diese sind unserer Meinung nach 
nicht ausreichend - vor allem, weil an 


vielen dieser Orte versucht wird, (auch) 
der „deutschen Toten“ zu gedenken. Der 
Kontext von Kriegsschuld, Verfolgung, 
Deportation und der Shoah wird dabei 
meist ausgeblendet. 

Seid ihr in Kontakt mit der Familie 
Stern ? Wie war deren Reaktion auf eure 
Idee und das anschließende Vorgehen 
der Stadt? 

Ja, sind wir. Ein Mitglied der Familie 
Stern, Josef Stern, der Bruder von Esther 
Stern, lebt heute noch in Haifa (Israel). 
Zu ihm hatten wir schon Kontakt aufge¬ 
nommen, als wir begannen uns Gedan¬ 
ken über die Platzbenennung zu machen. 
Es war uns wichtig, das Einverständnis 
und das Wohlwollen eines Angehörigen 
für die Benennung zu haben. Auch dies 
begründet die Wahl des Namens. Nach 
der Aktion meldete sich Josef Stern tele¬ 
fonisch und hat sich erfreut über die Be¬ 
nennung geäußert und uns weiterhin alles 
Gute gewünscht. 

,,Das Geld zur Herstellung des Straßen¬ 
schildes, das jetzt leider wieder entfernt 
werden muss, wäre tatsächlich für einen 
Stolperstein für ein anderes Opfer, an das 
noch nicht erinnert wird, besser angelegt 
gewesen", so Magistratssprecherin 
Claudia Boje nach der Platzbenennung. 
Wie seht ihr das? 

Zunächst hat uns dieser arrogante Ton 
sehr verärgert. Unterschwellig wird dabei 
vermittelt, dass uns die Magistratsspre¬ 
cherin nicht ernst nimmt und stattdessen 
vorzuschreiben versucht, mit welchen 


sinnvolleren Aktionen weniger Zeit und 
Geld verschwendet würde. Diese Ansicht 
teilen wir allerdings nicht. Außerdem ist 
das Stolpersteinprojekt als Gedenkform 
umstritten. 

Uns ist es wichtig, einen Ort zu schaf¬ 
fen, an dem die Geschichte nicht bei einer 
bloßen Opferzahl bleibt, sondern explizit 
aufgezeigt wird, was Men¬ 
schen widerfahren konnte, 
die nicht in das Bild der 
Nazis passten - und eben 
diesen von den Nazis ver¬ 
folgten und ermordeten 
Menschen einen Namen 
und ein Gesicht zu geben. 

Was versprecht ihr euch 
von dem Mittel der Platz¬ 
benennung als politische 
Aktionsform? 

In erster Linie versprechen 
wir uns davon, dass dieser 
Platz den Namen „Esther- 
Stem-Platz“ trägt. Daher 
entschieden wir uns, dem 
Platz eigenständig diesen 
Namen zu geben, um eine 
Öffentlichkeit für den Na¬ 
mensvorschlag zu erhalten, die Stadt so¬ 
mit in die Diskussion zu zwingen und das 
Thema generell wieder mehr in den öf¬ 
fentlichen Fokus zu rücken. Zum 70. Jah¬ 
restag der Befreiung gab es zwar bereits 
eine gewisse Präsenz der Thematik, doch 
wollten wir nun einen lokalen Bezug her¬ 
steilen und den in der Gesellschaft noch 
immer vorhandenen Antisemitismus un¬ 
terstreichen. 

Vorrangig geht es uns also um das Ge¬ 
denken und Erinnern - aber eben auch 
dämm, deutlich zu machen, dass Antise¬ 
mitismus mit dem Ende der NS-Zeit nicht 
vorbei war, sondern noch immer präsent 
ist. Das Erinnern an die Shoah ist daher 
mit dem bis heute währenden Antisemi¬ 
tismus unmittelbar verknüpft. 

Wie geht es jetzt weiter? Habt ihr als Ini¬ 
tiative schon weitere Pläne? Verfolgt ihr 
das Ziel der „offiziellen" Platzbenen¬ 
nung? 

Wir werden unser Möglichstes tun, damit 
der Platz diesen Namen auch bald offi¬ 
ziell trägt. Parallel werden wir weiterhin 
mit kleineren Aktionen und Veröffentli¬ 
chungen versuchen, das Thema in der 
Öffentlichkeit zu halten. Darüber hinaus 
haben wir (noch) keine Pläne. Denn wir 
haben uns schließlich gegründet, um dem 
Platz diesen Namen zu geben - und be¬ 
vor die Stadt das Schild nicht wieder auf¬ 
hängen lässt, werden wir nicht mit etwas 
Neuem anfangen. 

Vielen Dank für das Gespräch! 

Von Britta Kremers 
Quelle: http://www. lotta-magazin. de, 
21.6.2015 m 
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München: Festival gegen 
Abschiebelager 

Am 27.7.2015 fand in München auf dem 
Max-Joseph-Platz das PLATZ DA! (MIA 
SAN NED NUR MIA) Festival gegen 
Abschiebelager statt. Über 2000 Men¬ 
schen besuchten die Veranstaltung, um 
eine klare und lautstarke Meinung von 
Solidarität wiederzugeben. Es herschte 
eine warme, familiäre Atmosphäre, die 



von überraschend aussagestarker Zivil¬ 
courage umschlossen war. Als die Gegen¬ 
demonstranten der PEGIDA vergeblich 
versuchten die Veranstaltung mit Hasspa¬ 
rolen zu stören, solidarisierten sich Men¬ 
schen verschiedener Altersgruppen auf 
dem Platz und vertrieben die Hetzparolen 
schreienden, unliebsamen Gäste. Die Ak¬ 
tion „Platz da!“ löste etwas aus bei den 
Menschen, die nicht mehr schweigend 
zuschauen wollen, wo Unrecht geschieht. 
Künstler und Künstlerinnen, Rednerinnen 
und Redner aus unterschiedlichen musi¬ 
kalischen und politischen Zusammenhän¬ 
gen setzten an diesem Montag mit ihren 
Stücken ein Zeichen gegen Fremdenhass 
und die völlig absurde Flüchtlingspolitik 
in unserem Land. Auch wir von ALLE 
BLEIBEN bedanken uns herzlich bei den 
Veranstaltern und Besuchern der PLATZ 
DA- Kundgebung für ihre Unterstützung! 

Quelle: news@alle-bleiben. info ■ 


Baden-Württemberg: 
Sammelabschiebungen 
Richtung Balkan 

Am Montag, den 13. Juli, fand wieder 
eine Sammelabschiebung vom Baden- 
Airpark in Richtung Balkan statt. Laut 
Regierungspräsidium Karlsruhe wurden 
insgesamt 77 Personen abgeschoben. 
Nach Serbien wurden 56 Menschen, da¬ 
runter 20 aus Hessen und 36 aus dem 
grün-rot regierten Baden-Württemberg 
abgeschoben. Die 21 Betroffenen, die 


nach Mazedonien abgeschoben wurden, 
stammten alle aus Baden-Württemberg. 
Sehr wahrscheinlich handelte es sich bei 
der Mehrzahl der Abgeschobenen, wie 
bei den Sammelabschiebungen nach Ser¬ 
bien und Mazedonien üblich, um Ange¬ 
hörige der diskriminierten europäischen 
Minderheit der Roma. Anders als bei den 
jüngsten Sammelabschiebungen in den 
Kosovo wurde niemand aus der Landes- 
erstaufnahmestelle in Karlsruhe, auch 
LandesEilAbschiebestelle genannt, abge¬ 
schoben. Dies dürfte sich bei der nächs¬ 
ten Sammelabschiebung in den Kosovo, 
die laut Freiburger Forum aktiv gegen 
Ausgrenzung in nur 2 Tagen, also in der 
Nacht von Dienstag auf Mittwoch, den 
15. Juli, stattfmdet, wieder ändern. 

28, der heute Abgeschobenen, waren 
Kinder bis 14 Jahre. Aus Freiburg war 
diesmal niemand von der nächtlichen po¬ 
lizeilichen Abholung betroffen. Aller¬ 
dings wurden laut Infonnationen des 
Freiburger Forums aktiv gegen Ausgren¬ 
zung mindestens zwei Familien aus dem 
direkten Umkreis von Freiburg, aus Em¬ 
mendingen und Simonswald abgescho¬ 
ben. 

Wie Radio Dreyeckland erst letzte Wo¬ 
che berichtete, wurden allein in den ers¬ 
ten 6 Monaten diesen Jahres 1080 Perso¬ 
nen aus Baden-Württemberg abgescho¬ 
ben. Mit der jetzigen Abschiebewelle 
scheint Grün-Rot Bayern unbedingt in 
Sachen Abschiebezahlen überholen zu 
wollen. Wie hieß es sogleich im Koaliti¬ 
onsvertrag: Humanität hat Vorrang. 

Quelle: Kommentar http://www.alle- 
bleiben.info 15.7.2015 ■ 


Brandanschlag auf geplan¬ 
te Flüchtlingsunterkunft 

Im oberbayerischen Reichertshofen ist 
offenbar ein Brandanschlag auf eine ge¬ 
plante Asylbewerberunterkunft verübt 
worden. In der Nacht zum Donnerstag 
sei in dem Gebäude ein Feuer ausgebro¬ 
chen, das wohl vorsätzlich gelegt worden 
sei, sagte ein Polizeisprecher dem Evan¬ 
gelischen Pressedienst. Ein fremden¬ 
feindlicher Hintergrund könne nicht aus¬ 
geschlossen werden, zumal es in den ver¬ 
gangenen Wochen Bürgerproteste gegen 
die vorgesehene Einrichtung in einem 
ehemaligen Gasthof gegeben habe. 

Die genaue Brandursache ermittelten 
derzeit Experten der Kriminalpolizei und 
des Landeskriminalamtes vor Ort. In dem 
ehemaligen Gasthof sollten zum 1. Sep¬ 
tember knapp 70 Asylbewerber unterge¬ 
bracht werden, wie das Landratsamt mit¬ 
teilte. 

Der Brand entstand den Angaben zufol¬ 
ge in einem Nebengebäude des Gasthofs. 
Das Feuer beschädigte das früher als Dis¬ 
kothek genutzte Gebäude schwer. Den 


Bundesweite Refugee 
Konferenz 2015 vom 
21.-23.8. in Hannover 

Vom 21.-23.8. wird in Hannover erst¬ 
malig eine bundesweite Refugee-Kon- 
ferenz stattfinden, zu der das „Refugee 
Protest Camp Hannover“ in Zusam¬ 
menarbeit mit „Lampedusa in Ham¬ 
burg“, „Refugee Movement Berlin“ 
und der „Refugee Bus Tour“ einladen. 
Nähere Infos: 

https ://www.facebook.com/events/l 64 
4529115759523/ 

https://www.facebook.com/Refugee- 

Conference2015 

http://refugeeconference.blogsport.de/ 

Zwei Bitten an Euch: 

1. ) Verbreitet die Info zur Refugee- 
Konferenz so weit wie möglich, sodass 
jede/r Interessierte (insbesondere Refu- 
gees) daran teilnehmen kann. 

2. ) Falls ihr die Konferenz unterstüt¬ 
zen möchtet (z. B. durch Übersetzun¬ 
gen, Schlafplätze, Essens- oder Geld¬ 
spenden oder sonstige Fertigkeiten) 
oder Fragen oder Anregungen habt, 
schreibt eine Mail an 
refugeecamph@riseup.net ! 

Angesichts der Asylgesetzesver¬ 
schärfung und rassistischer Brandan¬ 
schläge ist es wichtiger denn je, dass 
Refugees sich organisieren, sich über 
Erfahrungen und Möglichkeiten des 
Widerstands gegen diskriminierende 
Gesetze für Asylsuchende austauschen 
und gemeinsam besprechen, wie die 
Kämpfe für ein Leben in Freiheit und 
Würde für alle in Zukunft geführt wer¬ 
den können. 

Gemeinsam die Isolation aufbrechen! 

Quelle: refugeecamph@riseup. net 
20.7.2015 m 


Schaden schätzt das Landratsamt auf 
rund 150.000 Euro. Bei dem mutmaßli¬ 
chen Brandanschlag wurde niemand ver¬ 
letzt, da das Haus leer stand. 

Die Feuerwehr habe das Feuer rasch 
unter Kontrolle gebracht, so dass das 
Hauptgebäude und umliegende Gebäude 
in der Nachbarschaft nicht betroffen wa¬ 
ren, hieß es. Der ehemalige Gasthof soll 
in den kommenden drei Wochen weiter 
umgebaut werden. 

Wegen der geplanten Unterbringung 
von Flüchtlingen hatte es im Ort heftige 
Proteste gegeben. Ursprünglich sollte der 
ehemalige Gasthof rund 130 Plätze bie¬ 
ten. Dagegen demonstrierten Bewohner 
mit Plakaten und Bannern mit der Auf¬ 
schrift „130 Asylbewerber sind zu viel“. 
Nach Gesprächen mit der Regierung von 
Oberbayem, dem Landratsamt und den 
Bürgern einigte man sich schließlich auf 
67 Plätze, (epd/mig) 

Quelle: http://www. migazin. de, 
17.7.2015 U 
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Generelles Kopftuchverbot 
an Schulen verfassungs¬ 
widrig 

Berlin. Einem Gutachten zufolge ver¬ 
stößt das Berliner Neutralitätsgesetz ge¬ 
gen die Verfassung. Darin ist ein pau¬ 
schales Verbot verankert, das Lehrern das 
Tragen religiöser Kleidung untersagt. 
Laut Bundesverfassungsgericht sind pau¬ 
schale Kopftuchverbote aber unzulässig. 

Das Berliner Neutralitätsgesetz soll laut 
einem Gutachten des Wissenschaftlichen 
Parlamentsdienstes des Abgeordneten¬ 
hauses in Teilen verfassungswidrig sein. 
Als Konsequenz würden die Gutachter 
empfehlen, das Neutralitätsgesetz zu än¬ 
dern, berichtete der Rundfunk Berlin- 
Brandenburg am Mittwoch. Das Gutach¬ 
ten, das dem Sender vorliege, sei im Auf¬ 
trag der SPD-Fraktion im Berliner Abge¬ 
ordnetenhaus angefertigt worden. 

Demnach ist das Berliner Neutralitäts¬ 
gesetz mit der jüngsten Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts nicht ver¬ 
einbar. Die derzeitige Regelung des Ge¬ 
setzes enthalte ein pauschales Verbot für 
Lehrkräfte, religiöse Symbole und Klei¬ 
dung im Unterricht zu tragen. Ein Kopf¬ 
tuchverbot sei jedoch nur verfassungs¬ 
konform, wenn durch das Tragen dieser 
Kopfbedeckung der Schulfrieden konkret 
gestört werde, so die Gutachter. Die An¬ 
nahme einer abstrakten Gefährdung des 
Schulfriedens halten sie für nicht ausrei¬ 
chend. 

Die Berliner Innenverwaltung erklärte 
am Mittwoch auf Anfrage, die Überprü¬ 
fung des Neutralitätsgesetzes dauere wei¬ 
ter an. Bislang sei noch kein Ende abzu¬ 
sehen. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte im 
März am Beispiel zweier muslimischer 
Pädagoginnen aus Nordrhein-Westfalen 
ein pauschales Kopftuchverbot für unzu¬ 
lässig erklärt. Künftig müsse dafür eine 
konkrete Gefahr für Neutralität und 
Schulfrieden nachgewiesen werden. 

In Berlin gilt seit zehn Jahren ein weit¬ 
gehendes Verbot religiöser Symbole in 
Teilen des Öffentlichen Dienstes. Das 
Neutralitätsgesetz gilt für Beamte bei Ge¬ 
richt, im Justizvollzug, bei der Polizei so¬ 
wie für Lehrer. Es verbietet unter ande¬ 
rem das Tragen von „auffallenden religiös 
oder weltanschaulich geprägten Klei¬ 
dungsstücken“. 

Quelle: http.VAvww. migazin. de, 
9.7.2015 ■ 

Alfeld: Erstmals Abschiebe- 
blockade 

Niedersachsen. Am 27. Juli wurde 
erstmals eine Abschiebeblockade in Al¬ 
feld durchgeführt. In den frühen Morgen¬ 
stunden versammelten sich etwa 40 Men¬ 
schen vor einem Haus in der Ravenstra¬ 
ße, um die angekündigte Abschiebung ei¬ 
nes jungen Mannes aus dem Sudan zu 


blockieren. Aufgrund der Proteste, bei 
denen die anwesenden Alfelder_innen 
Unterstützung durch Aktivistinnen aus 
Göttingen, Hildesheim und Hannover er¬ 
hielten, mussten die mit dem Vollzug der 
Abschiebung beauftragten Beamtinnen 
unverrichteter Dinge wieder abziehen. 

Nach der erfolgreichen Blockade 
herrschte bei den Protestierenden große 
Freude und Erleichterung. Eine Spreche¬ 
rin der Initiative „Abschiebungen stop¬ 
pen“, in der verschiedene Göttinger 
Gruppen zusammengeschlossen sind, äu¬ 
ßerte sich sehr zufrieden: „Die 
Alfelder_innen haben heute ein ent¬ 
schlossenes Zeichen gegen die men¬ 
schenverachtende Asylpolitik gesetzt. Sie 
haben eine Aktionsform aufgegriffen, die 
in einigen größeren Städten bereits etab¬ 
liert ist, und eindrucksvoll bewiesen, dass 
Abschiebeblockaden auch in kleineren 
Orten möglich sind. Wir hoffen, dass sich 
hier dauerhafte Strukturen entwickeln, die 
derartige Proteste auch langfristig tragen 
können.“ Die Initiative bemüht sich, die 
Verhinderung von Abschiebungen im 
Göttinger Raum zu koordinieren. Sie be¬ 
treibt eine Intemetseite (http://abschie- 
bungenstoppen.noblogs.org/), auf der es 
die Möglichkeit gibt, sich in eine öffentli¬ 
che Telefonliste einzutragen, über die zu 
Blockaden mobilisiert wird. 

Eine Aktivistin der Basisdemokrati¬ 
schen Linken Göttingen, die für die Blo¬ 
ckade aus der Nachbarstadt angereist war, 
verwies auf die Notwendigkeit, derartige 
Aktionen auszuweiten: „Als Zuspitzung 
der alltäglichen Entrechtung von Ge¬ 
flüchteten empören Abschiebungen viele 
Menschen, die nicht tatenlos mit ansehen 
wollen, wie ihre Freund_innen oder Be¬ 
kannten gewaltsam aus ihren Wohnungen 
geholt werden. Es ist wichtig, dass diese 
Menschen sich gerade auch in kleineren 
Städten und ländlichen Gegenden zusam- 
menfinden und ihren Protest auf die Stra¬ 
ße tragen. Für die Abschiebebehörden 
darf es kein ruhiges Hinterland geben. 
Schaffen wir abschiebefreie Zonen, wo 
immer wir es können!“ 

Quelle: abschiebungenstoppen@ 
autistici.org, 27.7.2015 ■ 

Demonstration Alle Roma 
bleiben hier! 

Hamburg. Wir, 600 Leute, das waren 
viele Roma aus Asylunterkünften und 
Erstaufnahmeeinrichtungen, Vertreter¬ 
innen der Lampedusagruppe und auch 
viele Unterstützer innen. Beim Grünen 
Jäger ging es los mit einer Rede von Peg- 
gy Parnass, deren Eltern von Deutschen 
im Konzentrationslager Treblinka ermor¬ 
det wurden und die den Romaprotesten 
ihre Solidarität aussprach: „Wir werden 
zur Zeit Gott sei Dank nicht mehr abge¬ 
schlachtet. Das ist schon ein Fortschritt. 
Aber diskriminiert, beiseitegeschoben, 
weggedrängt. Immer noch, immer noch. 


alle bleibenl 


Das hat Tradition. So darf es aber nicht 
bleiben!“ 

Weiter ging es mit einem Redebeitrag 
der Lampedusagruppe, welche wie auch 
schon bei ihren Protesten in den letzten 
Monaten die Situation in den Lagern kri¬ 
tisierte und die Forderung nach einem 
Abschiebestopp, dem Bleiberecht und der 
uneingeschränkten Arbeitserlaubnis für 
die hier lebenden Menschen stellte. 

Danach ging es begleitet von Sprech¬ 
chören „1, 2, 3,4, alle Roma bleiben hier“ 
und „We are here and we will fight, free- 
dom of movement is everybodys right“ 
Richtung Altona. Am Bruno-Tesch-Platz 
gab es dann eine Zwischenkungebung. 
Dort wurde ein Redebeitrag einer Frei¬ 
burger Romagruppe abgespielt. Idriz be¬ 
schrieb dort 
die men¬ 

schenunwür¬ 
dige Lebens¬ 
situation der 
Roma in den 
sogenannten 
„sicheren 
Herkunfts¬ 
ländern“. 

Angekom¬ 
men am 
Bahnhof Al¬ 
tona gab es 
dann noch einen Redebeitrag des Ham¬ 
burger Flüchtlingsrats. Dieser berichtete 
von der letzten Abschiebewelle gegen 
Roma vor einigen Jahren. 

Außerdem wurden die jüngsten Äuße¬ 
rungen von Olaf Scholz thematisiert. Die¬ 
ser bekräftigte wieder mal das Märchen 
der „sicheren Herkunftsländer“. Asylan¬ 
träge von Geflüchteten aus diesen Län¬ 
dern werden fast immer als „offensicht¬ 
lich unbegründet“ abgelehnt. Eine wirkli¬ 
che Prüfüng der Fluchtgründe und Kennt¬ 
nisnahme der zahlreichen Berichte über 
die Lebenssituation der Roma dort findet 
nicht statt. 

Zum Abschluss der Demonstration gab 
es dann noch einen Auftritt der Rapper K- 
Flow’s and Gipsys Evidence, Prince-H 
und der Sängerin Jana. 

Der Protest wird weitergehen! Alle 
Roma bleiben hier! 

Quelle: news@alle-bleiben. info, 
20.7.2015 m 



für roma in deutschland 


Einwanderungs-Deal hilft 
Flüchtlingen nicht weiter 

Berlin. „Mit ihrer Debatte um die Ein¬ 
führung eines Einwanderungsgesetzes im 
Gegenzug für die Erweiterung der Liste 
sicherer Herkunftsländer organisieren 
SPD und Union einen Kuhhandel auf 
dem Rücken der Flüchtlinge. Mit ver¬ 
nünftiger Asylpolitik hat das nichts zu 
tun,“ kritisiert die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla 
Jelpke, entsprechende Verhandlungsan¬ 
sätze zwischen SPD und CDU/CSU. Die 
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Flüchtlingsunterstützerin festgenommen 


■ Berlin. Weil er nicht als „Nazi“ 
bezeichnet werden will, hat der 
Berliner Rechtsextremist Rene 
Uttke eine Flüchtlingsunterstützerin an¬ 
gezeigt. Prompt nahm die Polizei die 
Frau fest. Sie ist Sprecherin des Vereins 
Hellersdorf hilft und wird seit Monaten 
massiv von Neonazis bedroht - zuletzt 
mit scharfen Patronen vor dem Ladenlo¬ 
kal des Vereins. 

„Nach der Bedrohung von Mitgliedern 
mit scharfer Munition durch Neonazis 
spitzt sich die Lage in Marzahn Hellers¬ 
dorf weiter zu“, heißt es in einem State¬ 
ment des Vereins. Am Freitagabend wur¬ 
de die Sprecherin des Vereins „Hellers¬ 
dorf hilft“ auf einer Kundgebung für Ge¬ 
flüchtete der Partei „Die Linke“ in Mar¬ 
zahn erneut bedroht und dann überra¬ 
schend von der Polizei festgenommen. 
Den Anlass sah die Polizei in einer Anzei¬ 
ge, die ein amtsbekannter Neonazi gegen 
die Flüchtlingshelferin stellte, da sie ihn 
als Nazi bezeichnet hatte. 

Es handelt sich dabei um den gleichen 
Mann, gegen den bereits am Donnerstag 
Abend eine Hausdurchsuchung im Zuge 
der Ermittlungen wegen Bedrohung des 
Flüchtlingsvereins und Verstoßes gegen 
das Waffengesetz durchgeführt wurde. 
Der 42-jährige Neonazi war ungehindert 
auf die Kundgebung für Geflüchtete ge¬ 
langt, filmte die Teilnehmer und wurde 
auf mehrfache Aufforderungen des Kund¬ 
gebungsanmelders nicht von der Polizei 
des Platzes verwiesen. Erst als dieser be¬ 
gann, einen Journalisten und die Flücht¬ 


lingsunterstützerin zu bedrohen, schritt 
die Polizei ein. Kurz darauf erstattete er 
Anzeige und die Flüchtlingsunterstützerin 
wurde unter starkem Protest der Anwe¬ 
senden festgenommen. 

Der zweite Pressesprecher des Vereins 
„Hellersdorf hilft“, Stephan Jung, zeigt 
sich entsetzt über das Einsatzverhalten 
der Polizei: „Es ist bereits eine Farce, 
dass ein bekannter Neonazi, gegen den 
aktuell in unserer Sache wegen Waffenbe¬ 
sitz und Drohungen ermittelt wird, auf die 
Kundgebung für Geflüchtete gelassen 
wurde. Dass die Polizei dann aber auch 
noch seiner abwegigen Anzeige gegen 
meine Kollegin mit derart unverhältnis¬ 
mäßiger Aggresivität nachgeht, entbehrt 
jeglichem Sinn für Rechtstaatlichkeit und 
Verantwortung gegenüber den Opfern 
rechter Gewalt“. 

Durch das aggressive Eingreifen der 
Polizei wurde die junge Frau am Arm 
verletzt. Bei den Tumulten erlitt Regina 
Kittier, Mitglied des Abgeordnetenhau¬ 
ses, ebenfalls Blutergüsse am Arm durch 
Handgreiflichkeiten eines Polizeibeam¬ 
ten, der sie anschließend wegen versuch¬ 
ter Gefangenenbefreiung anzeigte. Beide 
Flüchtlingsaktivistinnen mussten im Un¬ 
fallkrankenhaus Marzahn behandelt wer¬ 
den. 

Immer wieder kommt es zu fadenschei¬ 
nigen Anzeigen von Neonazis gegenüber 
Antirassisten, um mittels des Rechts auf 
Akteneinsicht durch einen Anwalt an die 
Privatadressen der Betroffenen zu gelan¬ 
gen. Der Verein fordert daher, den Um¬ 


gang der Polizei mit Opfern rechtsextre¬ 
mer Gewalt und Bedrohung auf den Prüf¬ 
stand zu stellen und mahnt an: „Es ist ab¬ 
surd, wie leicht es Neonazis gemacht 
wird, aus Opfern Täter machen zu können 
und dabei mit der vollen Unterstützung 
der Polizei rechnen zu können“, so Jung. 
Die Polizei nehme damit billigend in 
Kauf, dass eine bedrohte Person zusätz¬ 
lich gefährdet wird. 

Björn Tielebein, Kundgebungsanmel¬ 
der und Fraktionsvorsitzender der Linken 
Marzahn Hellersdorf reagierte ebenfalls 
empört auf den Vorfall: „Es ist unerträg¬ 
lich, dass polizeilich gegen engagierte 
Menschen vorgegangen wird, die sich für 
das Recht auf Asyl einsetzen und Begeg¬ 
nungen schaffen, anstatt dass diese ge¬ 
schützt werden“. 

„Hellersdorf hilft e.V.“ ist ein gemein¬ 
nütziger Verein und überparteilicher Zu¬ 
sammenschluss von Menschen im Bezirk 
Marzahn-Hellersdorf mit dem Hauptan¬ 
liegen, Hilfsangebote für Flüchtlinge im 
Bezirk zu koordinieren und gemeinsam 
eine Willkommenskultur im Kiez zu 
schaffen, die Respekt, Toleranz, zivilge¬ 
sellschaftliches Engagement, Solidarität 
und Demokratieförderung praktisch er¬ 
lebbar werden lässt. 

Seit Sommer 2014 betreibt der Verein 
gemeinsam mit Geflüchteten eine Begeg¬ 
nungsstätte im Kastanienboulevard, we¬ 
nige Meter entfernt von der Hellersdorfer 
Unterkunft für Geflüchtete. 

Quelle: http://blog.zeit.de/stoerungs- 
melder, 11.7.2015 ■ 


Abgeordnete weiter: „Während ein Ein¬ 
wanderungsgesetz für Asylsuchende so 
gut wie keine Vorteile brächte, würde die 
Einstufung weiterer Westbalkanstaaten 
als sichere Herkunftsländer den von dort 
stammenden Flüchtlingen de facto das 
Recht auf Asyl in Deutschland nehmen. 
Das Einwanderungsgesetz soll qualifi¬ 
zierte Fachkräfte auf den Arbeitsmarkt 
bringen und das deutsche Wirtschafts¬ 
und Rentensystem stärken. Dies als 
Chance oder Verbesserung für Flüchtlin¬ 
ge und Asylsuchende verkaufen zu wol¬ 
len, ist reine Augenwischerei. 

Die Erweiterung der Liste sicherer Her¬ 
kunftsstaaten soll darüber hinaus ermög¬ 
lichen, noch schneller noch mehr Flücht¬ 
linge aus dem Westbalkan wieder ab¬ 
schieben zu können. Daraus wird seitens 
der Bundesregierung und der Presse noch 
nicht einmal mehr ein Geheimnis ge¬ 
macht - der Zweck soll die Mittel heili¬ 
gen. Dass mit diesem Ansatz gegen die 
Grundgedanken des Asylrechts - nämlich 
schutzbedürftigen Menschen Zuflucht 
und Aufnahme zu gewähren ohne Gegen¬ 
bedingungen aufzustellen - verstoßen 


wird, scheint dabei nicht zu stören.“ 

Quelle: http://linksfraktion.de - 
Ulla Jelpke 29.7.2015 U 

Appell an Frau Özoguz: 
Mehr Ehrlichkeit im Um¬ 
gang mit Asylsuchenden! 

In einem Gespräch im NDR Kulturradio 
am 29.7.2015 äußerte Aydan Özoguz, 
Beauftragte der Bundesregierung für Mi¬ 
gration, Flüchtlinge und Integration, Zu¬ 
stimmung zum Vorschlag der CSU, Asyl¬ 
suchende nach der Herkunft zu sortieren 
und Asylsuchende aus angeblich „siche¬ 
ren Herkunftsstaaten“ in Sonderlagern 
unterzubringen. Das solle Flüchtlingen 
„aus verschiedenen Balkanstaaten“, die 
nach der derzeitigen Rechtslage keine 
Chance auf Asyl hätten, klar machen: 
„Ihr habt eigentlich keine Chance bei 
uns, es gibt für euch eine ganz spezielle 
erste Erstaufnahmeeinrichtung.“ Das sei 
in ihren Augen „ein Stück Ehrlichkeit“ 
(ndr.de 29.7.2015). 

Diese „Ehrlichkeit“ verschweigt und 
vertuscht, was das eigentliche Problem 


ist: Die deutsche „Rechtslage“ ignoriert 
die Menschenrechtsverletzungen, von de¬ 
nen zahlreiche Menschen aus Serbien, 
Mazedonien und Bosnien-Herzegowina 
betroffen sind und vor denen sie flüchten. 
Dem setzen wir einen Appell an Frau 
Özogur entgegen und fordern sie auf, sich 
ehrlich für alle Flüchtlinge einsetzen. 

Der Appell kann hier gelesen und un¬ 
terzeichnet werden: 

https://www.openpetition.de/peti- 

tion/online/appell-an-frau-aydan- 

oezoguz-mehr-ehrlichkeit-im- 

umgang-mit-asylsuchenden 

Neues Ausweisungsrecht 
passiert Bundesrat 

Berlin. Schnellere Abschiebung von 
Ausländem, Einspermng ohne Richterli¬ 
che Anordnung, Wiedereinresesperren, 
kein Aufenthaltstitel für junge Flüchtlin¬ 
ge in Ausbildung. Diesen und weiteren 
Maßnahmen hat die Länderkammer zu¬ 
gestimmt. 

Der Bundesrat hat am Freitag Ände¬ 
rungen beim Bleiberecht für lange in 
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Deutschland lebende Ausländer und beim 
Ausweisungsrecht zugestimmt. Das Ge¬ 
setzespaket von Bundesinnenminister 
Thomas de Maiziere (CDU) sieht vor, gut 
integrierten Ausländem, die seit langem 
nur mit einer Duldung in Deutschland le¬ 
ben, ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht zu 
geben. Davon könnten bis zu 30.000 
Menschen profitieren, die nach dem bis¬ 
her geltenden Stichtag eingereist waren 
und daher kein Bleiberecht bekommen 
konnten. Dieser Stichtag wird abge¬ 
schafft. 

Die Länder bemängelten in einer Ent¬ 
schließung allerdings, dass das Gesetz 
kein Aufenthaltsrecht für jugendliche 
Flüchtlinge vorsieht, die einen Ausbil¬ 
dungsplatz haben. Dies war eine zentrale 
Fordemng der Bundesländer, der das 
Bundesinnenministerium nicht nachge¬ 
kommen ist. Das Gesetz stellt nur die der¬ 
zeitige Rechtslage klar, nach der eine 
Duldung möglich ist. Sie muss aber jähr¬ 
lich verlängert werden und liegt zunächst 
im Ermessen der Behörde. 

Die rheinland-pfälzische Integrations¬ 
ministerin Irene Alt (Grüne) nannte die 


Regelung „halbherzig“. Ein Aufenthalts¬ 
recht für die Dauer der Ausbildung würde 
Arbeitgebern und Auszubildenden Si¬ 
cherheit geben und wäre gut für die Inte¬ 
gration, sagte sie. Der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesinnenministeri¬ 
um, Oie Schröder (CDU), entgegnete, 
eine Duldung habe gegenüber einem Auf¬ 
enthaltstitel keine Nachteile. Sie gebe 
Rechtssicherheit, ohne „zusätzliche Sog- 
Faktoren“ zu schaffen. 

Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer 
dringt indes auf Verbesserungen beim 
Aufenthaltsstatus von jungen Flüchtlin¬ 
gen. „Während der gesamten Laufzeit der 
Ausbildung sollte man sie nicht abschie¬ 
ben dürfen“, sagte er der „Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung“ (Freitagsausgabe). 
Die Regelung sollte nach seinen Vorstel¬ 
lungen auch für diejenigen gelten, die 
nach abgeschlossener Lehre vom Betrieb 
übernommen würden. Allen anderen 
„sollten wir zumindest ein Jahr Zeit ge¬ 
ben, sich einen Job zu suchen“, sagte der 
Präsident der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände. 

Das vom Bundesrat gebilligte Geset¬ 


zespaket ändert außerdem Regeln der 
Ausweisung und Abschiebung, um das 
Zurückschicken von Ausländem, die kei¬ 
ne Bleibeperspektive haben, besser 
durchsetzen zu können. Unter anderem 
wird ein neuer Abschiebegewahrsam ein¬ 
geführt, der für eine Dauer von bis zu vier 
Tagen vom Richter angeordnet werden 
kann, wenn sich ein Ausländer „schuld¬ 
haft“ der Ausweisung entzogen hat. Die 
Länder forderten an dieser Stelle, nicht 
nur Zwangsmaßnahmen in den Blick zu 
nehmen und forderten die Einführung 
milderer Mittel, beispielsweise das Stel¬ 
len einer Kaution. 

Zudem werden durch das Gesetz Wie¬ 
dereinreisesperren eingeführt, die vor al¬ 
lem auf Asylbewerber aus sogenannten 
sicheren Herkunftsländern zielen. Dazu 
zählen einige Balkanstaaten, aus denen 
viele Flüchtlinge nach Deutschland kom¬ 
men. Umstritten am Gesetz ist vor allem 
die neu eingeführte Definition von 
Fluchtgründen, die eine Inhaftierung von 
Flüchtlingen rechtfertigen, (epd/mig) 

Quelle: http://www. migazin. de, 
13.7.2015 U 


Sea-Watch zieht erste Bilanz 

Einsatzbilanz der MS Sea-Watch nach der 2. Einsatzfahrt: Rettung von 587 Menschen aus Seenot & Aufforderung an die 
Europäische Union, ihre Verantwortung bei der Seenotrettung wahrzunehmen: 


Unser Schiff, die MS Sea-Watch, befindet 
sich nach der Rettung von 587 Menschen 
in insgesamt 6 separaten Rettungseinsät¬ 
zen auf dem Rückweg von ihrer zweiten 
Einsatzfahrt und wird für heute Abend in 
Lampedusa erwartet. „Dass unsere Crew 
seit sechs Tagen im Dauerrettungseinsatz 
ist zeigt, dass wir hier genau richtig sind. 
Es zeigt aber auch, dass die Europäische 
Union ihre Verantwortung bei der Seenot¬ 
rettung nicht wirklich ernst zunehmen 
scheint.“, sagt Sea-Watch Initiator Harald 
Höppner. 

„Es verging hier draußen kein Tag ohne 
Einsatz, wir haben mittlerweile alle unse¬ 
re Rettungsinseln verbraucht und müssen 
zurück nach Lampedusa, um neue Ret¬ 
tungsmittel aufzunehmen“ sagt Sea- 
Watch Skipper Ingo Werth. „Wir bedan¬ 
ken uns sehr herzlich bei den Organisatio¬ 
nen MSF (Ärzte ohne Grenzen) und 
MOAS, die hier vor Ort ebenfalls hervor¬ 
ragende Arbeit leisten, für die großartige 
Zusammenarbeit. Wir bedanken uns auch 
bei der italienischen Küstenwache für die 
gute Zusammenarbeit - fragen uns je¬ 
doch, was die Schiffe der EU Missionen 
Triton und EUNAVFORMED eigentlich 
treiben. Wir sehen sie hier nicht!“ 

Während der Einsatzfahrt der MS Sea- 
Watch, die bereits seit dem 5.7.2015 an¬ 
dauert, war die MS Sea-Watch zeitweise 
das einzige Schiff, welches vor der Liby¬ 
schen Küste für die Seenotrettung zur Ver¬ 
fügung stand, da auch die Schiffe von 
MSF und MOAS immer wieder in den 


Hafen müssen, um die Geretteten anzu¬ 
landen. „Wir können dabei aber nicht 
überall sein“, erläutert Skipper Ingo 
Werth. „Im Falle eines sinkenden 
Schlauchbootes kamen wir buchstäblich 
in letzter Sekunde und konnten 116 Men¬ 
schen auf zwei unserer Rettungsinseln ret¬ 
ten. Ein Schwerverletzter wurde von un¬ 
seren Ärzten an Bord der MS Sea-Watch 
erstversorgt. Hätten wir das Boot nicht ge¬ 
rade noch rechtzeitig gefunden, wäre ver¬ 
mutlich ein Großteil der Menschen ertrun¬ 
ken.“ 

„Wir fühlen uns von der Europäischen 
Union und von der Bundesregierung im 
Stich gelassen“, sagt Sea-Watch Initiator 
Harald Höppner. „Wo sind die „Schleswig 
Holstein“ und die „Werra“? Die Europäi¬ 
sche Union ist für die desolate Situation 
auf dem Mittelmeer verantwortlich, sie 
zwingt die Menschen auf völlig seeun¬ 
taugliche Boote, weil sie ihnen alle lega¬ 
len Wege in die EU versperrt. Da kann es 
nicht Aufgabe der Zivilgesellschaft sein, 
die Seenotrettung zu übernehmen“, so 
Höppner weiter. „Wir fragen uns: Was 
passiert mit den nach den Bootskatastro¬ 
phen im April erhöhten Mitteln für die 
Frontex Mission Triton, die ja für die See¬ 
notrettung gedacht waren, wo sind deren 
Schiffe?“ 

„Die Situation, die wir vor Ort erlebt 
haben, erweckt den Eindruck, dass der 
Rettungseinsatz der Bundeswehr nicht 
viel mehr war, als eine medienwirksame 
PR-Maßnahme. Wenn es denen wirklich 


um die Rettung ginge, würden die nach 
wie vor hier vor der libyschen 24 Meilen 
Zone kreuzen. Ein Großteil der Boote, die 
wir gefunden haben, hatte kein Satelliten¬ 
telefon dabei und konnten somit keinen 
Notruf absetzen. Diese Menschen können 
nur gerettet werden, wenn aktiv gesucht 
wird,“ sagt Skipper Ingo Werth. „Alleine 
die Bourbon Argos von MSF hat zweimal 
von uns Gerettete Flüchtlinge übernom¬ 
men und diese in der Zwischenzeit an 
Land gebracht. Wir bedanken uns bei 
MSF für die Unterstützung und die groß¬ 
artige Zusammenarbeit, sehen aber 
gleichzeitig die EU in der Pflicht“ sagt 
Höppner. „Wir sind froh, dass wir wäh¬ 
rend unseres zweiten Einsatzes knapp 600 
Menschenleben retten konnten. Der Ein¬ 
satz der MS Sea-Watch verdeutlicht je¬ 
doch ein weiteres Mal die desolate Situa¬ 
tion auf dem Mittelmeer. Für diese Men¬ 
schen müssen endlich legale Wege in die 
EU geschaffen werden, alles andere wird 
die Situation hier vor Ort nicht dauerhaft 
lösen können. Solange diese Menschen 
weiter auf die Boote gezwungen werden, 
wird es immer wieder zu Tragödien kom¬ 
men. Als Sofortmaßnahme fordern wir die 
Europäische Union jedoch auf, ihre Ver¬ 
antwortung bei der Seenotrettung wahrzu¬ 
nehmen und endlich mehr Schiffe in das 
Seegebiet vor Libyen zu schicken, die 
auch tatsächlich selbst Rettungseinsätze 
durchführen. Alles andere wäre unterlas¬ 
sene Hilfeleistung!“: 

PM www.sea-watch.org, 14.7.2015 ■ 
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:neuerscheinungen 

„Antifaschistischer Widerstand 
in Europa" 


Es waren nicht nur die Ar¬ 
meen der Anti-Hitler-Koaliti¬ 
on, die ihren Beitrag zur Be¬ 
freiung Europas vom Fa¬ 
schismus geleistet haben. 
Dazu gehörten auch die anti¬ 
faschistischen Kräfte und Wi¬ 
derstandsbewegungen in den 
verschiedenen Ländern 
Europas. Der Papy-Rossa- 
Verlag in Köln hat zusammen 
mit einem belgischen Verle¬ 
ger und der Internationalen 
Föderation der Widerstands¬ 
kämpfer (FIR) im Sommer 
2015 einen Bildband vorge¬ 
legt, der einen europäischen 
Blick auf diese Widerstands¬ 
bewegung wirft. Er entstand 
im Zusammenhang mit einer 
Ausstellung, die das „Institut 
des Veterans“ und die FIR im 
Sommer 2013 zum ersten 
Mal im Europäischen Parla¬ 
ment präsentieren konnten. 

Auf über 300 Seiten berich¬ 
tet der Band über zentrale Er¬ 
eignisse, wie die Ermordung 
des italienischen Abgeordne¬ 
ten Giacomo Matteotti am 10. 
Juni 1924, eine Initialzün¬ 
dung für den italienischen an¬ 


tifaschistischen Protest, den 
Aufruf vom 18. Juni 1940 
von General de Gaulle, der 
den Beginn der Resistance in 
Frankreich markierte, das Wi¬ 
derstandsnetz „Comet“ in 
Belgien oder die Operation 
„Walküre“ in Deutschland. 

In kurzen mehrsprachigen 
Texten, aber insbesondere 
durch ausdrucksstarke Bilder 
berichtet der Band vom 
heroischen Widerstand italie¬ 
nischer Partisanen gegen 
Mussolini, von den rumäni¬ 
schen Kämpfern in den Rei¬ 
hen der Internationalen Briga¬ 
den gegen die Franco-Trup- 
pen, vom Widerstand und den 
Orten des Kampfes wie Guer- 
nica und Stalingrad, vom 
Aufstand im Warschauer 
Ghettos und über die jungen 
Idealisten der Edelweiß-Pira¬ 
ten, von Sophie Scholl bis zu 
Zoia Kosmodemiamskaja, der 
jungen sowjetischen Partisa¬ 
nin, die gerade einmal 18 Jah¬ 
re alt ihren Henkern entge¬ 
genschleuderte: „Wir sind 
170 Millionen und ihr werdet 
uns nie alle hängen können.“ 


An einer Vielzahl von au¬ 
ßergewöhnlichen und wenig 
bekannten Bildern zeigt das 
Buch nicht nur den unter¬ 
schiedlichen Charakter des 
Widerstandes in den jeweili¬ 
gen Ländern, dessen Aktions¬ 
formen, gesellschaftlichen 
Träger und Netzwerke, son¬ 
dern auch die Ideologien und 
Motivationen, die alle diese 
„Schattenkämpfer“ bewegten. 
Das Buch ist eine Hommage 
an den Mut von Frauen und 
Männern, politisch organisier¬ 
ten und Einzelkämpfem, die 
gegen die faschistische Bar¬ 
barei gekämpft haben. 
Gemeinsam mit diese Helden 
- ob sie bekannt wurden oder 


im Dunklen blieben - erho¬ 
ben sich Millionen von Men¬ 
schen über ideologische Bar¬ 
rieren hinweg gegen die Ne¬ 
gation der Menschenwürde 
und das erzwungene Schwei¬ 
gen des humanen Denkens. 

Jean Cardoen / Ulrich 
Schneider, Antifaschisti¬ 
scher Widerstand in 
Europa 1922 - 1945, 

Mit einem Vorwort von 
Manolis Glezos, 
Paperback, 24 x 24 cm, 
335 Seiten, durchgehend 
mit s/w-Fotografien, 
PapyRossa-Verlag Köln 
2015, EUR 29,90 [D] / 

ISBN 978-3-89438-589-7 




ALLZEIT BEREIT 


OIE NEUE DEUTSCHE 
WELTPOLITIK UND 
IHRE STÜTZEN 



„Allzeit bereit" 

„Allzeit bereit. Die neue deutsche 
Weltpolitik und ihre Stützen“ ist der 
Titel des neuen Buches von Jörg Kro- 
nauer. Der Autor, Redakteur des 
Nachrichtenportals german-foreign- 


policy.com, beschreibt die gegenwärtige 
deutsche Außenpolitik, die durch ökono¬ 
mische und geostrategische Expansions¬ 
interessen geprägt ist. Kronauer zeigt 
die Entwicklung der Europäischen Uni¬ 
on auf, in der Deutschland zur 
beherrschenden Macht aufgestiegen ist. 
Dabei ist die Wirtschaft ein zentraler 
Triebfaktor der deutschen Außenpolitik. 

Kronauer stellt dar, wo die deut-schen 
Wirtschaftsinteressen liegen, und wie ein 


breites Netz von Interessenverbänden 
und Denkfabriken an der Umsetzung der 
neuen deutschen Weltpolitik mitwirken. 

Anhand von mehreren Beispielen 
zeigt Kronauer auf wie, die gegenwärtige 
deutsche Außenpolitik in Ost- und Süd¬ 
osteuropa, im Mittleren Osten, in Afrika, 
in Lateinamerika und in Südostasien aus¬ 
sieht. Dabei wird mit allen Mitteln 
gekämpft, zur Not auch mit Soldaten. 

hma ■ 
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aus der rechten presse 


Die AfD und geplatzte Hoff¬ 
nungen 

Junge Freiheit Nr. 28 2015 
bis 31/32 2015 

Vor dem AfD-Parteitag bringt Chefre¬ 
dakteur Dieter Stein noch mal alle seine 
Hoffnungen in die AfD zum Ausdruck: 
Er hofft noch auf einen Neustart und ver¬ 
langt Geschlossenheit - denn: „Auch wer 
kein Sympathisant ist, dem muss die Be¬ 
deutung bewusst sein, den die AfD für 
das bislang eintönige und linkslastige 
deutsche Parteiensystem hat. Durch ihre 
pure Existenz und ihr Potential, in Parla¬ 
mente einzuziehen, nötigt sie die Regie¬ 
rungsparteien in Bund und Ländern zu 
Anpassungsbewegungen. Kanzlerin Mer¬ 
kel und Finanzminister Schäuble saßen 
in den letzten zwei Jahren bei Verhand¬ 
lungen über weitere Rettungsgelder an 
Griechenland immer die AfD und der 
nun messbare innenpolitische Gegen¬ 
druck im Nacken. Die Regierung musste 
souveräner handeln, weil die Deutschen 
endlich - zumindest in dieser existentiel¬ 
len Frage - eine wählbare, diskutable Al¬ 
ternative hatten.“ 

Diese vorgebliche Alternative war je¬ 
doch bei den jüngsten Griechenland-Ver¬ 
handlungen nicht mehr so recht vorhan¬ 
den - und der Druck der Bundesregierung 
auf alle Verhandlungsteilnehmer stärker 
denn je - mit einem für Griechenland 
sehr schwierigen Ergebnis. Aber die 
Hoffnungen des Blattes in die AfD sind 
immer noch groß. Noch vor dem Partei¬ 
tag schreibt Stein: „Die AfD ist dazu ver¬ 
dammt, endlich Klarheit zu schaffen. Sie 
muss einen Vorstand wählen, der sich ei¬ 
nes breiten Rückhaltes sicher sein kann 
... Wer auch immer zum Vorsitzenden ge¬ 
wählt wird, ob Lucke, Petry oder jemand 
anders: Deijenige muss endlich Füh¬ 
rungskraft zeigen, den selbstverschulde¬ 
ten peinlichen Intrigantenstadl beenden, 
die Partei wieder auf Erfolgskurs führen. 


Diese Person muss sich auf die Kunst be¬ 
sinnen, auch ehemalige Kritiker einzubin¬ 
den und aufgerissene Gräben wieder zu¬ 
zuschütten, ansonsten wird der Prozess 
der Selbstzerfleischung gleich in der 
nächsten Woche fortgesetzt.“ 

Und so kam es dann in der nächsten 
Woche: „Versuche, den über Monate es¬ 
kalierenden Führungsstreit durch Kom¬ 
promisse zu entschärfen, hatten sich zer¬ 
schlagen. Lucke und Petry wollten die 
Scheidung der Partei - und sie bekom¬ 
men sie. Mit allen Folgen.“ 

Dennoch setzt das Blatt weiter auf die 
AfD: „Frauke Petrys größte Herausforde¬ 
rung wird es deshalb sein, die bereits auf 
dem Parteitag auch unter ihren Anhän¬ 
gern lebhaft diskutierte Gefahr unter 
Kontrolle zu bringen, dass die AfD mit 
Karacho in eine politische Sackgasse 
schleudert. Der Verlust des Lucke-Flügels 
erhöht arithmetisch das Gewicht des bis¬ 
lang marginalen Rechtsaußenflügels ... 
Für diesen Flügel stehen die Landeschefs 
von Thüringen und Sachsen-Anhalt, 
Björn Hocke und Andre Poggenburg. 
Diesen Flügel zu bändigen, der letztlich 
eine radikalisierte Partei will, daran schei¬ 
terte bereits Lucke ... Hocke verkündete 
am Rande des Parteitags warnend, Petry 
sei für ihn das ,kleinere Übel 1 ... Ob 
,Reichsbürger 1 , die Deutschland als un¬ 
souveräne ,BRD-GmbH‘ ansehen, An¬ 
hänger der Jdentitären Bewegung 1 mit 
Querverbindungen ins NPD-Milieu, Ver¬ 
treter einer pseudoelitären ,Neuen Rech¬ 
ten“, die mit Konzepten italienischer Neo¬ 
faschisten sympathisieren oder national¬ 
bolschewistische Putin-Jünger: Die AfD 
scheitert, wenn sie zum Staubsauger für 
Spinner und politische Hasardeure aller 
Art wird.“ 

In der nächsten Ausgabe berichtet das 
Blatt dann über die Lucke-Neugründung 
ALFA (Allianz für Fortschritt und Auf¬ 
bruch). Allerdings äußerst skeptisch: 
„Fraglich ist, ob sich die Partei etablieren 
kann. Noch nie hat es nach 1949 eine Par¬ 


teiabspaltung geschafft, die Fünfprozent¬ 
hürde zu überspringen ... ,Wir kennen 
das Risiko, gehen die Aufgabe aber trotz¬ 
dem mit Optimismus an.“ 

Auf jeden Fall gehen der AfD mit dem 
Austritt des Lucke-Flügels einige Gelder 
verloren. Von den sieben Abgeordneten 
im EU-Parlament sind fünf ausgetreten, 
in Thüringen drei, in Bremen ebenfalls 
drei. In Sachsen, Brandenburg und Ham¬ 
burg sind noch alle Fraktionsmitglieder in 
der AfD, der Hamburger Fraktionsvorsit¬ 
zende Jörn Kruse teilte allerdings mit: 
„Es fiele mir leicht, aus der neuen Bun- 
des-AfD auszutreten, aber nicht aus der 
Landes-AfD Hamburg.“ 

Stabil ist das nicht. Die Neugründung 
von ALFA wird in der Ausgabe mit der 
Überschrift „Totgeburt in Kassel“ kom¬ 
mentiert. Auch die Zukunft der AfD sieht 
das Blatt ungewiss: „Ob es für die AfD 
selbst, deren wirtschaftsliberaler Flügel 
arg gerupft ist und die sich verzweifelt 
gegen den Vorwurfs eines Rechtsrucks 
wehren muss, künftig noch reichen wird, 
lässt sich erst in einigen Monaten sagen 
... Am Ende dürfte es daher nur einen 
Gewinner der Selbstzerfleischung der 
AfD geben: die etablierten Parteien.“ 
Damit verabschiedet sich das Blatt von 
einer Partei, in die es in den vergangenen 
Jahren große Hoffnungen gesetzt hat. 
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